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Regierungsvorlage 
30. August 2024                                                                                                                                                                   zu Zl. 01-VD-LG-5020/2023-121 

Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Gesetz über die finanzielle Unterstützung zur Deckung des Wohnbedarfs und der Betriebskosten in 
Kärnten (Kärntner Wohnbeihilfegesetz  K-WBHG) erlassen und das Kärntner Chancengleichheitsgesetz, Kärntner Sozialhilfegesetz 2021 

und das Kärntner Wohnbauförderungsgesetz 2017 geändert werden 

Textgegenüberstellung 
 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

 Artikel I 
Kärntner Wohnbeihilfegesetz 

Gesetz über die finanzielle Unterstützung zur Deckung des Wohnbedarfs 
und der Betriebskosten in Kärnten (Kärntner Wohnbeihilfegesetz                     

K-WBHG) 
 

Langtitel 
Kärntner Chancengleichheitsgesetz - K-ChG) 

StF: LGBl Nr 8/2010 

Änderung: 

LGBl Nr 97/2010 

LGBl Nr 16/2012 

LGBl Nr 56/2013 

LGBl Nr 85/2013 

LGBl Nr 59/2018 

LGBl Nr 71/2018 

LGBl Nr 70/2019 

Artikel II 
Änderung des Kärntner Chancengleichheitsgesetzes 

Das Kärntner Chancengleichheitsgesetz  K-ChG, LGBl. Nr. 8/2010, zuletzt 
geändert durch das Gesetz LGBl. Nr. , wird wie folgt geändert: 
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LGBl Nr 74/2019 

LGBl Nr 72/2020 

LGBl Nr 107/2020 

LGBl Nr 23/2021 

LGBl Nr 105/2022 

LGBl Nr 29/2023 

LGBl Nr 59/2023 
 

§ 6 
Leistungen Dritter, Eigene Mittel 

(1) Leistungen nach diesem Gesetz dürfen, soweit nicht anderes bestimmt ist, 
nur so weit gewährt werden, als der jeweilige Bedarf nicht oder nicht ausreichend 
durch den Einsatz eigener Mittel und Kräfte gedeckt werden kann und auch nicht 
oder nicht ausreichend durch Leistungen Dritter gedeckt ist. 

(1a) Als Leistungen Dritter nicht zu berücksichtigen sind freiwillige 
Leistungen, wenn diese sonst eingestellt würden, außer diese Leistungen erreichen 
ein Ausmaß oder eine Dauer, so dass keine Leistungen nach § 8 erforderlich 
wären. 

(2) Der Mensch mit Behinderung hat Ansprüche gegen Dritte, bei deren 
Erfüllung Leistungen nach diesem Gesetz nicht oder nicht in diesem Ausmaß zu 
gewähren wären, zu verfolgen, soweit 
 a) dies nicht offenbar aussichtslos oder unzumutbar ist oder 
 b) kein Fall des § 19 Abs. 3a lit. a bis c oder lit. d Z 1 und 3 vorliegt oder 
 c) nicht Unterhaltsansprüche von Menschen mit Behinderung, die das 25. 

Lebensjahr vollendet haben, gegenüber ihren Eltern oder 
Unterhaltsansprüche, die von der Berücksichtigung als Einkommen 
gemäß Abs. 4 ausgenommen sind, betroffen sind. 

Soweit dies zweckmäßig erscheint, ist ein Anspruchsübergang im Sinne des § 19 
Abs. 4 zu bewirken. 

(3) Die eigenen Mittel umfassen das gesamte Einkommen und das 
verwertbare Vermögen des Menschen mit Behinderung. 

(4) Als Einkommen gelten, soweit dieses Gesetz nicht anderes bestimmt, alle 
Einkünfte, die dem Menschen mit Behinderung zufließen. Die Landesregierung 
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kann durch Verordnung festlegen, in welcher Form und zu welchem Zeitpunkt die 
zufließenden Einkünfte bei der Leistungsberechnung zu berücksichtigen sind. 
Nicht zum Einkommen zählen 
 a) Leistungen nach dem Familienlastenausgleichsgesetz 1967, mit 

Ausnahme der Zuwendungen aus dem Familienhospizkarenz-
Härteausgleich, ausgenommen bei der Bemessung der Leistung nach § 13 
Abs. 2, 

 b) Kinderabsetzbeträge gemäß § 33 Abs. 3 des Einkommensteuergesetzes 
1988, 

 c) bei Bezug von Leistungen nach § 8 in anderen Landesgesetzen 
vorgesehene Wohnbeihilfen, welche den angemessenen Wohnbedarf 
gemäß § 8 Abs. 6 in Verbindung mit § 12 Abs. 5 des Kärntner 
Sozialhilfegesetzes 2021 übersteigen, 

 d) Unterhaltsleistungen bei der Bemessung 
 1. des Kostenbeitrages nach § 17 von Eltern, Kindern oder Großeltern 

gegenüber einem Menschen mit Behinderung; 
 2. des Taschengeldes nach § 13 Abs. 2 von Eltern gegenüber einem 

Menschen mit Behinderung, der das 25. Lebensjahr vollendet hat, 
ausgenommen gerichtlich festgesetzte Unterhaltsleistungen sowie von 
Kindern oder Großeltern gegenüber einem Menschen mit 
Behinderung; 

 e) Leistungen des Sozialentschädigungsrechts nach bundesrechtlichen 
Vorschriften, soweit es sich dabei nicht um einkommensabhängige 
Leistungen mit Sozialunterstützungscharakter handelt; 

 f) bei der Bemessung des Kostenbeitrages nach § 17: sämtliche Einkünfte, 
die im Rahmen von Leistungen nach diesem Gesetz erworben werden 
oder bei sonstigen Einkünften ein Freibetrag von 60 vH des Netto-
Ausgleichszulagen-Richtsatzes für Alleinstehende pro Monat; 

 g) bei der Bemessung des Kostenbeitrages nach § 17 der 13. oder 14. 
Monatsgehalt, allenfalls auch als Teilzahlungen (Sonderzahlungen); 

 h) Pflegegeld nach dem Bundespflegegeldgesetz oder nach gleichartigen 
gesetzlichen Bestimmungen oder andere pflegebezogene Geldleistungen 
bei dem pflegebedürftigen Menschen mit Behinderung selbst, 
ausgenommen bei Bezug entsprechender Pflegeleistungen nach diesem 
Gesetz, oder bei einem Menschen mit Behinderung, der pflegebedürftige 

 
 
 
 
 
 
 
 

1. In § 6 Abs. 4 lit. c wird das Wort  durch die Wortfolge 
 ersetzt. 
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Angehörige im Sinne des § 6 Abs. 7 iVm § 10 Abs. 5 Z 4 des Kärntner 
Sozialhilfegesetzes 2021 überwiegend betreut; 

 i) Leistungen, die der Bund zur Deckung krisenbedingter Sonder- und 
Mehrbedarfe gewährt, soweit an ihrem gänzlichen Verbleib beim 
Menschen mit Behinderung ein übergeordnetes gesamtstaatliches 
Interesse besteht und die Leistung bundesgesetzlich ausdrücklich als nicht 
anrechenbar bezeichnet wird; 

 j) finanzielle Unterstützungsleistungen für Pflegeverhältnisse oder für junge 
Erwachsene nach dem Kärntner Kinder- und Jugendhilfegesetz oder 
gleichartigen landesgesetzlichen Bestimmungen; 

 k) der Heizzuschuss gemäß § 14 des Kärntner Sozialhilfegesetzes 2021. 

(4a) Menschen mit Behinderung, die nach mehr als sechs Monaten 
ununterbrochenen Bezuges von Hilfe zum Lebensunterhalt noch während des 
Bezuges von Leistungen nach § 8, nach längerer Erwerbslosigkeit oder erstmalig 
eine Erwerbstätigkeit aufnehmen, ist auf Antrag für die Dauer der ersten zwölf 
Monate der Erwerbstätigkeit ein Freibetrag in Höhe von 35 vH des Betrages nach 
Netto-Ausgleichszulagen-Richtsatzes für Alleinstehende pro Monat aus dem 
daraus erzielten Einkommen einzuräumen. 

(5) Erhält ein Mensch mit Behinderung auf Kosten oder unter 
Kostenbeteiligung des Landes regelmäßig teilstationäre Leistungen, ist das 
Pflegegeld entsprechend der durchschnittlichen Dauer der Leistung als 
Einkommen zu berücksichtigen. Die Landesregierung darf durch Verordnung die 
prozentuelle Höhe des zu berücksichtigenden Pflegegeldes, abhängig von der 
durchschnittlichen Unterbringungsdauer unter Berücksichtigung allfälliger 
Schließzeiten, festsetzen. 

(6) Bei stationärer Unterbringung sind 20 vH des Einkommens des Menschen 
mit Behinderung nicht als Einkommen zu berücksichtigen (Taschengeld). Bei 
teilstationärer Unterbringung darf das Einkommen insoweit berücksichtigt 
werden, als durch die Unterbringung der Bedarf nach § 8 Abs. 1 gedeckt und der 
Lebensunterhalt des Menschen mit Behinderung nicht gefährdet ist. 

(7) Die Erbringung von Leistungen nach diesem Gesetz hat unter 
Berücksichtigung der Bereitschaft zum zumutbaren Einsatz der Arbeitskraft des 
Menschen mit Behinderung zu erfolgen. § 10 des Kärntner Sozialhilfegesetzes 
2021 ist anzuwenden. 

 
 
 
 
 
 

2. § 6 Abs. 4 lit. k wird durch folgende lit. k und l ersetzt: 
 k) Schulungszuschläge, die seitens des Arbeitsmarktservice für Hilfe 

suchende Personen während einer Maßnahme der Nach- und 
Umschulung sowie zur Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt 
geleistet werden. 

 l) Schmerzengelder, Versehrtenrenten (§§ 203, 205a, 209 und 210 ASVG 
sowie §§ 101, 104, 107 und 108 B-KUVG), diese auch bei Abfindung (§ 
184 ASVG sowie § 95 B-KUVG), samt Sonderzahlungen gemäß § 105 
ASVG und § 46 B-KUVG, Kinderzuschüsse (§ 207 ASVG sowie § 105 
B-KUVG), Betriebsrente (§§ 149d bis 149f, 149k und 149l BSVG), diese 
auch bei Abfindung oder Abfertigung (§ 148j BSVG), Versehrtengelder 
(§ 212 ASVG, § 149g BSVG sowie § 109 B-KUVG) sowie 
Integritätsabgeltungen (§ 213a ASVG sowie § 149m BSVG); Zahlungen 
aus diesen Leistungen sind auch nicht als Vermögen gemäß Abs. 8 zu 
berücksichtigen. 
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(8) Nicht zum verwertbaren Vermögen gehören Gegenstände, deren 
Verwertung eine soziale Notlage erst auslösen, verlängern oder deren 
Überwindung gefährden würde. Dies ist insbesondere anzunehmen bei  
 a) Gegenständen, deren Anrechnung oder Bewertung eine soziale Notlage 

erst auslösen, verlängern oder deren Überwindung gefährden würde, 
insbesondere bei 

 1. Gegenständen, die zur Erwerbsausübung oder Befriedigung 
angemessener geistig-kultureller Bedürfnisse erforderlich sind, 

 2. Gegenständen, die als Hausrat anzusehen sind, 
 3. Kraftfahrzeugen, die berufsbedingt oder aufgrund besonderer 

Umstände wie der Behinderung oder unzureichender Infrastruktur 
erforderlich sind; 

 b) Ersparnissen bis zu einem Freibetrag von 2000% des Netto-
Ausgleichzulagen-Richtsatzes für Alleinstehende pro Monat; 

 c) sonstigen Vermögenswerten ausgenommen Immobilien, soweit sie den 
Freibetrag nach lit. b nicht übersteigen und solange Leistungen nach § 8 
nicht länger als sechs unmittelbar aufeinanderfolgende Monate bezogen 
werden. Für diese Frist sind auch frühere ununterbrochene Bezugszeiten 
von mindestens zwei Monaten zu berücksichtigen, wenn diese nicht 
länger als zwei Jahre vor dem neuerlichen Bezugsbeginn liegen. 

(8a) Ebenfalls nicht zum verwertbaren Vermögen gehört das Vermögen von 
Personen, welche in stationären oder teilstationären Einrichtungen gemäß § 13 
Abs. 1 oder § 13a untergebracht sind. 

(9) (entfällt) 

(10) Die Landesregierung darf durch Verordnung nähere Vorschriften über 
den Einsatz der eigenen Mittel erlassen. Diese Verordnung hat insbesondere zu 
regeln, inwieweit Einkommen oder verwertbares Vermögen des Menschen mit 
Behinderung nicht zu berücksichtigen ist. Bei der Erlassung der Verordnung ist 
auf die Lebenshaltungskosten in Kärnten für durchschnittliche 
Lebensverhältnisse, die Unterhaltspflichten, auf lebens- und existenznotwendige 
Ausgaben des Menschen mit Behinderung sowie auf Aufwendungen, die der 
Sicherung und Aufrechterhaltung seiner wirtschaftlichen Existenzgrundlage 
dienen, Bedacht zu nehmen. 
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§ 8 
Hilfe zum Lebensunterhalt 

(1) Die Hilfe zum Lebensunterhalt gewährleistet die Deckung des 
Lebensbedarfs und des angemessenen Wohnbedarfs. Der Lebensbedarf umfasst 
den regelmäßig wiederkehrenden Aufwand für Nahrung, Bekleidung, 
Körperpflege, Hausrat sowie andere persönliche Bedürfnisse wie die angemessene 
soziale und kulturelle Teilhabe. Der Wohnbedarf umfasst den für die 
Gewährleistung einer angemessenen Wohnsituation erforderlichen regelmäßig 
wiederkehrenden Aufwand für Miete, allgemeine Betriebskosten, Energie und 
Abgaben. 

(2) Der jeweilige Betrag der Hilfe zum Lebensunterhalt für Menschen mit 
Behinderung errechnet sich nach folgenden Prozentsätzen des Netto-
Ausgleichszulagen-Richtsatzes für Alleinstehende pro Monat: 
 a) für alleinstehende oder alleinerziehende Personen 100 vH, 
 b) für in Haushaltsgemeinschaft lebende volljährige Personen 
 1. pro leistungsberechtigter Person 70 vH; 
 2. ab der dritten leistungsberechtigten Person 45 vH; 
 c) für in Haushaltsgemeinschaft lebende unterhaltsberechtigte minder-

jährige Personen, für die ein Anspruch auf Familienbeihilfe besteht 21 
vH; 

 d) Zuschläge, die alleinerziehenden Personen zur weiteren Unterstützung 
des Lebensunterhalts gewährt werden: 

 1. für die erste minderjährige Person 12 vH; 
 2. für die zweite minderjährige Person 9 vH; 
 3. für die dritte minderjährige Person 6 vH; 
 4. für jede weitere minderjährige Person 3 vH; 
 e) behinderungsbedingter Zuschlag pro Person 18 vH. 

(3) Sofern es im Einzelfall zur Vermeidung besonderer Härtefälle notwendig 
ist, dürfen dem Menschen mit Behinderung zusätzliche Leistungen zur 
Unterstützung des allgemeinen Lebensunterhalts oder zur Abdeckung 
außerordentlicher Kosten des Wohnbedarfs in Form zusätzlicher Sachleistungen 
gewährt werden, soweit der tatsächliche Bedarf durch pauschalierte Leistungen 
nach Abs. 1 nicht abgedeckt ist und dies im Einzelfall nachgewiesen wird. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

3. In § 8 Abs. 2 lit. c entfällt die Wortfolge 
. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

4. In § 8 Abs. 2 lit. e wird der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt und folgende 
lit. f angefügt: 
 f) Zuschlag für Personen, die im Auftrag des Arbeitsmarktservice eine 

Maßnahme der Nach- und Umschulung sowie zur Wiedereingliederung 
in den Arbeitsmarkt absolvieren und eine Beihilfe zur Deckung des 
Lebensunterhaltes beziehen,  

 1. in Höhe von 149,4 Euro ab einer Maßnahmendauer von mindestens 
vier Monaten,  

 2. in Höhe des 2-fachen Betrages gemäß Z 1 ab einer Maßnahmendauer 
von mindestens 12 Monaten, 
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(4) Die sich aus Abs. 2 lit. b ergebende Summe ist rechnerisch auf alle 
volljährigen leistungsberechtigten Personen in der Haushaltsgemeinschaft 
gleichmäßig aufzuteilen. Der sich so ergebende Betrag ist der Ausgangsbetrag für 
Zuschläge nach Abs. 2 lit. e sowie allfällige Kürzungen nach § 6a. 

(5) Hilfe zum Lebensunterhalt darf auch durch die Übernahme von Kosten 
geleistet werden, die erforderlich sind, um dem Menschen mit Behinderung 
Anspruch auf eine angemessene Alterssicherung zu verschaffen, wenn dadurch 
eine dauerhafte soziale Absicherung des Menschen mit Behinderung erreicht 
werden kann. 

(6) § 12 Abs. 5 des Kärntner Sozialhilfegesetzes 2021 sind anzuwenden. 

(7) Der Betrag nach § 8 Abs. 2 erhöht sich um 10 vH, bei mehr als einer 
anspruchsberechtigten Person in einer Haushaltsgemeinschaft um 7 vH pro Person 
des Netto-Ausgleichszulagen-Richtsatzes für Alleinstehende pro Monat, bei 
Personen,  
 a) die das 60. Lebensjahr vollendet haben; 
 b) die für die Pflege und Erziehung mindestens eines Kindes zu sorgen 

haben oder hatten,  
 c) die keinen Anspruch auf Pension, Ruhegenuss oder eine vergleichbare 

Leistung aufgrund eigener Erwerbstätigkeit haben, und 
 d) die vom Land als Träger von Privatrechten aufgrund der Erfüllung der 

Voraussetzungen der lit. a bis c keine Leistungen erhalten, die der 
vorgesehenen Erhöhung entsprechen oder sie übersteigen; ist die Leistung 
des Landes als Träger von Privatrechten niedriger als die hier 
vorgesehene Erhöhung, erhöht sich der Betrag nach § 8 Abs. 2 um den 
Differenzbetrag. 

(8) Bei zielgruppenspezifischen betreuten Wohnformen, wie etwa bei 
(therapeutischen) Wohneinheiten oder Wohneinrichtungen für Menschen mit 
Behinderung, Frauen, Jugendliche oder Wohnungslose, die wesentlich aus 
öffentlichen Mitteln finanziert werden, liegt keine Haushaltsgemeinschaft vor. 
 

wenn kein Anspruch auf Leistungen nach dem Arbeitslosen-
versicherungsgesetz 1977 besteht. Der Zuschlag ist jährlich mit dem 
Anpassungsfaktor gemäß § 108f des Allgemeinen Sozialversicherungs-
gesetzes zu vervielfachen und fließt nicht in die Bemessungsgrundlage für 
die Ermittlung der Deckelung der Sozialhilfe gemäß § 13 ein. 

 

 

§ 44 
Nichtbehördliche Aufgaben 

(1) Als Träger von Privatrechten ist das Land Träger folgender Maßnahmen: 
 a) zusätzliche Leistungen bei außergewöhnlichem Bedarf (§ 8 Abs. 3); 
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 b) Übernahme der Kosten zur Verschaffung einer angemessenen 
Alterssicherung (§ 8 Abs. 5); 

 c) Zuschüsse zu Therapien und Hilfsmitteln (§ 9); 
 d) Leistungen zur Förderung der Erziehung und Entwicklung (§ 10); 
 e) Leistungen zur fähigkeitsorientierten Beschäftigung und beruflichen 

Eingliederung (§ 11); 
 f) Assistenzleistungen zur Teilhabe am gesellschaftlichen Leben (§ 12); 
 g) Vorsorge für die Errichtung und den Betrieb von stationären oder 

teilstationären Einrichtungen für Menschen mit Behinderung; 
 h) Vorsorge für Einrichtungen zur Eingliederung von Menschen mit 

Behinderung; 
 i) Vorsorge für die Beratung für Menschen mit Behinderung (§ 14); 
 j) Erbringung sonstiger Unterstützungsleistungen; 
 k) Leistungen nach diesem Gesetz auf Grundlage des § 5 Abs. 6; 
 l) Leistungen der Überbrückungshilfe (§ 8a); 
 m) Leistungen des Stützpunktwohnens (§ 12a); 
 n) ambulante Leistungen bei Suchterkrankung (§ 13a Abs. 1) sowie 

Leistungen nach § 13a Abs. 2. 

(2) Das Land hat sich, ausgenommen in jenen Fällen, in denen die 
Landesregierung Leistungen aufgrund des § 43 Abs. 1 lit. d gewährt, zur 
Erbringung folgender Leistungen der Bezirksverwaltungsbehörden zu bedienen: 
 a) zusätzliche Leistungen bei außergewöhnlichem Bedarf (§ 8 Abs. 4); 
 b) Übernahme der Kosten zur Verschaffung einer angemessenen 

Alterssicherung (§ 8 Abs. 5), 
 c) Überbrückungshilfe (§ 8a). 

(3) Als Träger von Privatrechten dürfen die Sozialhilfeverbände und Städte 
mit eigenem Statut Einrichtungen zur Unterbringung von Menschen mit 
Behinderungen errichten und betreiben sowie Leistungen zur Beratung für 
Menschen mit Behinderung nach § 14 anbieten. In diesen Fällen gelten 
Sozialhilfeverbände als Träger der freien Wohlfahrtspflege gemäß § 46. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

5. In. § 44 Abs. 2 lit. a wird der Klammerausdruck  durch den 
Klammerausdruck  ersetzt. 
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§ 51 
Richtlinienumsetzung 

Durch dieses Gesetz werden folgende Richtlinien umgesetzt: 
 a) Richtlinie 2003/109/EG des Rates vom 25. November 2003 betreffend 

die Rechtsstellung der langfristig aufenthaltsberechtigten 
Drittstaatsangehörigen, ABl. Nr. L 016 vom 23. Jänner 2004, S 44; 

 b) Richtlinie 2004/38/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
29. April 2004 über das Recht der Unionsbürger und ihrer 
Familienangehörigen, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei zu 
bewegen und aufzuhalten, zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 
1612/68 und zur Aufhebung der Richtlinien 66/221/EWG, 68/360/EWG, 
72/194/EWG, 73/148/EWG, 75/34/EWG, 75/35/EWG, 90/364/EWG, 
90/365/EWG und 93/96/EWG, in der Fassung der Berichtigung ABl. Nr. 
L 229 vom 29. Juni 2004, S 35; 

 c) Richtlinie 2004/81/EG des Rates vom 29. April 2004 über die Erteilung 
von Aufenthaltstiteln für Drittstaatsangehörige, die Opfer des 
Menschenhandels sind oder denen Beihilfe zur illegalen Einwanderung 
geleistet wurde und die mit den zuständigen Behörden kooperieren, ABl. 
Nr. L 261 vom 6. August 2004, S 19; 

 d) Richtlinie (EU) 2021/1883 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 20. Oktober 2021 über die Bedingungen für die Einreise und den 
Aufenthalt von Drittstaatsangehörigen zur Ausübung einer hoch 
qualifizierten Beschäftigung und zur Aufhebung der Richtlinie 
2009/50/EG des Rates, ABl. Nr. L 382 vom 28. Oktober 2021, S 1.; 

 e) Richtlinie 2011/95/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
13. Dezember 2011 über Normen für die Anerkennung von 
Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen als Personen mit Anspruch auf 
internationalen Schutz, für einen einheitlichen Status für Flüchtlinge oder 
für Personen mit Anrecht auf subsidiären Schutz und für den Inhalt des 
zu gewährenden Schutzes, ABl. Nr. L 337 vom 20. Dezember 2011, S 9; 

 f) Richtlinie 2011/98/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
13. Dezember 2011 über ein einheitliches Verfahren zur Beantragung 
einer kombinierten Erlaubnis für Drittstaatsangehörige, sich im 
Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats aufzuhalten und zu arbeiten, sowie 
über ein gemeinsames Bündel von Rechten für Drittstaatsarbeitnehmer, 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

6. § 51 lit. f lautet: 
 f) Richtlinie (EU) 2024/1233 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 24. April 2024 über ein einheitliches Verfahren zur 
Beantragung einer kombinierten Erlaubnis für Drittstaatsangehörige, 
sich im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats aufzuhalten und zu 
arbeiten, sowie über ein gemeinsames Bündel von Rechten für 
Drittstaatsarbeitnehmer, die sich rechtmäßig in einem Mitgliedstaat 
aufhalten, ABl. Nr. L 18 vom 30.4.2024; 
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die sich rechtmäßig in einem Mitgliedstaat aufhalten, ABl. Nr. L 343 vom 
23. Dezember 2011, S 1. 

 g) Richtlinie 2014/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
26. Februar 2014 über die Bedingungen für die Einreise und den 
Aufenthalt von Drittstaatsangehörigen zwecks Beschäftigung als 
Saisonarbeitnehmer, ABl. Nr. L 94 vom 28. März 2014, S 375; 

 h) Richtlinie 2014/66/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
15. Mai 2014 über die Bedingungen für die Einreise und den Aufenthalt 
von Drittstaatsangehörigen im Rahmen eines unternehmensinternen 
Transfers, ABl. Nr. L 157 vom 27. Mai 2014, S 1; 

 i) Richtlinie (EU) 2016/801 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 11. Mai 2016 über die Bedingungen für die Einreise und den 
Aufenthalt von Drittstaatsangehörigen zu Forschungs- oder 
Studienzwecken, zur Absolvierung eines Praktikums, zur Teilnahme an 
einem Freiwilligendienst, Schüleraustauschprogrammen oder 
Bildungsvorhaben und zur Ausübung einer Au-pair-Tätigkeit, ABl. Nr. L 
132 vom 21. Mai 2016, S 21. 

 
 

§ 52 
Verweisungen 

(1) Soweit in diesem Gesetz auf Landesgesetze verwiesen wird und nicht 
anderes bestimmt wird, sind sie in ihrer jeweils geltenden Fassung anzuwenden. 

(2) Soweit in diesem Gesetz auf das Kärntner Pflege- und Betreuungsgesetz 
oder das Kärntner Sozialhilfegesetz 2021 verwiesen wird, ist dieses mit der 

- oder betreuungsbedürftige 
die Worte 

ersetzt werden. 

(3) Soweit in diesem Gesetz auf Bundesgesetze verwiesen wird und nicht 
anderes bestimmt wird, sind sie in der nachstehenden Fassung anzuwenden: 
 a) Bundespflegegeldgesetz, BGBl. Nr. 110/1993, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 129/2022; 
 b) Einkommensteuergesetz 1988, BGBl. Nr. 400/1988, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 174/2022;  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

7. § 52 Abs. 3 lit. a bis j wird durch folgende lit. a bis n ersetzt: 
 a) Bundespflegegeldgesetz, BGBl. Nr. 110/1993, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 109/2024; 
 b) Einkommensteuergesetz 1988, BGBl. Nr. 400/1988, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 113/2024; 
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 c) Exekutionsordnung, RGBl. Nr. 79/1896, in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 61/2022; 

 d) Familienlastenausgleichgesetz 1967, BGBl. Nr. 376/1967, in der Fassung 
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 174/2022; 

 e) Finanzausgleichsgesetz 2017  FAG 2017, BGBl. I Nr. 116/2016, in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 133/2022; 

 f) Hausbetreuungsgesetz  HbeG, BGBl. I Nr. 33/2007, in der Fassung des 
Bundesgesetzes 57/2008; 

 g) Integrationsgesetz  IntG, BGBl. I Nr. 68/2017, in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 76/2022; 

 h) Meldegesetz 1991, BGBl. I Nr. 9/1992, in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 173/2022; 

 i) Suchtmittelgesetz  SMG, BGBl. I Nr. 112/1997, in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 91/2022; 

 j) Transparenzdatenbankgesetz 2012  TDBG 2012, BGBl. I Nr. 99/2012, 
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 155/2022. 

 

 c) Exekutionsordnung, RGBl. Nr. 79/1896, in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 136/2023; 

 d) Familienlastenausgleichgesetz 1967, BGBl. Nr. 376/1967, in der Fassung 
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 97/2024; 

 e) Finanzausgleichsgesetz 2024  FAG 2024, BGBl. I Nr. 168/2023, in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 128/2024; 

 f) Hausbetreuungsgesetz  HbeG, BGBl. I Nr. 33/2007, in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 57/2008; 

 g) Integrationsgesetz  IntG, BGBl. I Nr. 68/2017, in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 76/2022; 

 h) Meldegesetz 1991, BGBl. I Nr. 9/1992, in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 160/2023; 

 i) Suchtmittelgesetz  SMG, BGBl. I Nr. 112/1997, in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 105/2024; 

 j) Transparenzdatenbankgesetz 2012  TDBG 2012, BGBl. I Nr. 99/2012, 
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 169/2023 

 k) Allgemeines Sozialversicherungsgesetz  ASVG, BGBl. Nr. 189/1955, 
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 110/2024; 

 l) Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977  AlVG, BGBl. Nr. 609/1977, in 
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 66/2024; 

 m) Bauern-Sozialversicherungsgesetz  BSVG, BGBl. Nr. 559/1978, in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 109/2024; 

 n) Beamten-Kranken- und Unfallversicherungsgesetz  B-KUVG, BGBl. 
Nr. 200/1967, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 110/2024. 

Langtitel 
Kärntner Sozialhilfegesetz 2021  K-SHG 2021 

StF: LGBl. Nr. 107/2020 

Änderung 
LGBl Nr  29/2023 
 

Artikel III 
Änderung des Kärntner Sozialhilfegesetzes 2021 

Das Kärntner Sozialhilfegesetz 2021- K-SHG 2021, LGBl. Nr. 107/2020, in 
der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 29/2023, wird wie folgt geändert: 
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§ 6 
Persönliche Voraussetzungen 

(1) Leistungen nach diesem Gesetz sind nur an Personen zu leisten, die ihren 
Hauptwohnsitz und ihren tatsächlichen Aufenthalt in Kärnten haben. 

(2) Obdachlose Personen, die ihren tatsächlichen dauernden Aufenthalt in 
Kärnten durch Vorlage einer Hauptwohnsitzbestätigung gemäß § 19a des 
Meldegesetzes 1991 nachweisen können, sind Personen gemäß Abs. 1 
gleichgestellt. 

(3) Leistungen sind  unbeschadet zwingender völkerrechtlicher und 
unionsrechtlicher Verpflichtungen  ausschließlich österreichischen 
Staatsbürgern und Asylberechtigten, im Übrigen nur dauerhaft niedergelassenen 
Fremden zu gewähren, die sich seit mindestens fünf Jahren tatsächlich und 
rechtmäßig im Bundesgebiet aufhalten. 

(4) Vor Ablauf der in Abs. 3 genannten Frist sind aufenthaltsberechtigte EU-
/EWR-Bürger, Schweizer Bürger und Drittstaatsangehörige österreichischen 
Staatsbürgern nur insofern gleichgestellt, als eine Gewährung von Leistungen 
aufgrund völkerrechtlicher oder unionsrechtlicher Vorschriften zwingend geboten 
ist und dies im Einzelfall nach Anhörung der zuständigen Fremdenbehörde 
festgestellt wurde. 

(5) Von Leistungen ausgeschlossen sind: 
 1. Personen ohne tatsächlichen Aufenthalt in Kärnten, 
 2. Asylwerber, 
 3. ausreisepflichtige Fremde, 
 4. Personen, die wegen einer oder mehrerer mit Vorsatz begangener 

gerichtlich strafbarer Handlungen zu einer unbedingten Freiheitsstrafe 
von zumindest sechs Monaten verurteilt wurden, für den Zeitraum der 
Verbüßung ihrer Strafhaft in einer Anstalt, 

 5. subsidiär Schutzberechtigte. 

(6) Bei medizinisch indizierten Aufenthalten in Krankenanstalten, 
Einrichtungen für Suchterkrankte, Einrichtungen zur Rehabilitation oder 
vergleichbare Einrichtungen des Gesundheitswesens sind Änderungen des 
tatsächlichen Aufenthaltes gemäß Abs. 1 für die Dauer der bewilligten oder 
notwendigen Leistung in dieser Einrichtung außer Acht zu lassen. 

 
 
 
 

 

2. § 6 Abs. 2 entfällt.  
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(7) Im Einzelfall dürfen abweichend von Abs. 3 oder 4 Leistungen nach §§ 
12 bis 17 oder abweichend von Abs. 1 bis 5 Leistungen nach §§ 18 bis 20 an 
Personen erbracht werden, die sich rechtmäßig im Österreich aufhalten, wenn dies 
auf Grund der persönlichen, sozialen oder wirtschaftlichen Verhältnisse dieser 
Personen zur Vermeidung einer besonderen sozialen Härte oder zur Verhinderung 
einer Gewaltbedrohung (§ 18) geboten erscheint.  

(8) Die Zuerkennung von Leistungen gemäß §§ 12 bis 20 nach Abs. 7 erfolgt 
entsprechend diesem Gesetz mit der Maßgabe, dass abweichend von § 21 Abs. 1 
Leistungen nach §§ 12 und 16 Abs. 1 und 2 im Wege der 
Privatwirtschaftsverwaltung zuzuerkennen sind und abweichend von § 25 Abs. 5 
Ersatzansprüche im Zivilrechtsweg geltend zu machen sind. 
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§ 6 
Persönliche Voraussetzungen 

(1) Leistungen nach diesem Gesetz sind nur an Personen zu leisten, die ihren 
Hauptwohnsitz und ihren tatsächlichen Aufenthalt in Kärnten haben. 

(2) Obdachlose Personen, die ihren tatsächlichen dauernden Aufenthalt in 
Kärnten durch Vorlage einer Hauptwohnsitzbestätigung gemäß § 19a des 
Meldegesetzes 1991 nachweisen können, sind Personen gemäß Abs. 1 
gleichgestellt. 

(3) Leistungen sind  unbeschadet zwingender völkerrechtlicher und 
unionsrechtlicher Verpflichtungen  ausschließlich österreichischen 
Staatsbürgern und Asylberechtigten, im Übrigen nur dauerhaft niedergelassenen 
Fremden zu gewähren, die sich seit mindestens fünf Jahren tatsächlich und 
rechtmäßig im Bundesgebiet aufhalten. 

(4) Vor Ablauf der in Abs. 3 genannten Frist sind aufenthaltsberechtigte EU-
/EWR-Bürger, Schweizer Bürger und Drittstaatsangehörige österreichischen 
Staatsbürgern nur insofern gleichgestellt, als eine Gewährung von Leistungen 
aufgrund völkerrechtlicher oder unionsrechtlicher Vorschriften zwingend geboten 
ist und dies im Einzelfall nach Anhörung der zuständigen Fremdenbehörde 
festgestellt wurde. 

(5) Von Leistungen ausgeschlossen sind: 
 1. Personen ohne tatsächlichen Aufenthalt in Kärnten, 
 2. Asylwerber, 
 3. ausreisepflichtige Fremde, 
 4. Personen, die wegen einer oder mehrerer mit Vorsatz begangener 

gerichtlich strafbarer Handlungen zu einer unbedingten Freiheitsstrafe 
von zumindest sechs Monaten verurteilt wurden, für den Zeitraum der 
Verbüßung ihrer Strafhaft in einer Anstalt, 

 5. subsidiär Schutzberechtigte. 

(6) Bei medizinisch indizierten Aufenthalten in Krankenanstalten, 
Einrichtungen für Suchterkrankte, Einrichtungen zur Rehabilitation oder 
vergleichbare Einrichtungen des Gesundheitswesens sind Änderungen des 
tatsächlichen Aufenthaltes gemäß Abs. 1 für die Dauer der bewilligten oder 
notwendigen Leistung in dieser Einrichtung außer Acht zu lassen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

3. In § 6 Abs. 5 wird in Z 5 der Punkt durch einen Beistrich ersetzt und folgende 
Z 6 und 7 angefügt: 
 6. Personen mit Leistungen nach dem Kärntner Chancengleichheitsgesetz 

oder dem Kärntner Pflege- und Betreuungsgesetz, ausgenommen 
Leistungen nach § 9 des Kärntner Pflege- und Betreuungsgesetzes, sowie 
Personen in sozialpädagogischen Einrichtungen nach dem Kärntner 
Kinder- und Jugendhilfegesetz, ausgenommen kurzzeitige 
Unterbringungen; 

 7. sonstige stationäre Einrichtungen, in denen der allgemeine 
Lebensunterhalt und der Wohnbedarf vollständig gedeckt ist und in 
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(7) Im Einzelfall dürfen abweichend von Abs. 3 oder 4 Leistungen nach §§ 
12 bis 17 oder abweichend von Abs. 1 bis 5 Leistungen nach §§ 18 bis 20 an 
Personen erbracht werden, die sich rechtmäßig im Österreich aufhalten, wenn dies 
auf Grund der persönlichen, sozialen oder wirtschaftlichen Verhältnisse dieser 
Personen zur Vermeidung einer besonderen sozialen Härte oder zur Verhinderung 
einer Gewaltbedrohung (§ 18) geboten erscheint.  

(8) Die Zuerkennung von Leistungen gemäß §§ 12 bis 20 nach Abs. 7 erfolgt 
entsprechend diesem Gesetz mit der Maßgabe, dass abweichend von § 21 Abs. 1 
Leistungen nach §§ 12 und 16 Abs. 1 und 2 im Wege der 
Privatwirtschaftsverwaltung zuzuerkennen sind und abweichend von § 25 Abs. 5 
Ersatzansprüche im Zivilrechtsweg geltend zu machen sind. 

denen keine Leistungen nach diesem Gesetz oder in Z 4 oder 6 genannte 
Leistungen erbracht werden. 

 

 

§ 8 
Einsatz der eigenen Mittel 

(1) Die eigenen Mittel umfassen das gesamte Einkommen und Leistungen 
Dritter sowie das verwertbare Vermögen einer Person. 

(2) Als Einkommen gelten, soweit dieses Gesetz nicht anderes bestimmt, alle 
Einkünfte in Geld oder Geldeswert, die der Hilfe suchenden Person zufließen. Die 
Landesregierung kann durch Verordnung festlegen, in welcher Form und zu 
welchem Zeitpunkt die zufließenden Einkünfte bei der Leistungsberechnung zu 
berücksichtigen sind. 

(3) Zu den Leistungen Dritter zählen auch 
 1. sämtliche öffentliche Mittel zur Unterstützung des allgemeinen 

Lebensunterhalts und des Wohnbedarfs; 
 2. (entfällt) 

(4) Nicht als Einkommen oder Leistung Dritter sind zu berücksichtigen: 
 1. Familienbeihilfe nach § 8 des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967; 
 2. Absetzbeträge gemäß § 33 Abs. 3 und 4 des 

Einkommensteuergesetzes 1988 sowie der Familienbonus Plus gemäß 
§ 33 Abs. 3a des Einkommensteuergesetzes 1988; 

 3. Pflegegeld nach dem Bundespflegegeldgesetz oder nach gleichartigen 
gesetzlichen Bestimmungen oder andere pflegebezogene Geldleistungen 
bei dem pflegebedürftigen Hilfe Suchenden selbst oder bei einem Hilfe 
Suchenden, der pflegebedürftige Angehörige im Sinne des § 10 Abs. 5 
Z 4 überwiegend betreut; 
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 4. Leistungen der Krankenversicherung gemäß § 16; 
 5. freiwillige Geldleistungen der freien Wohlfahrtspflege oder von Dritten, 

außer diese Leistungen werden bereits für einen ununterbrochenen 
Zeitraum von vier Monaten gewährt oder erreichen ein Ausmaß, dass 
keine Leistungen der Sozialhilfe mehr erforderlich werden; 

 6. Leistungen, die auf Grundlage dieses Gesetzes gewährt werden; 
 7.  Leistungen des Sozialentschädigungsrechts nach bundesrechtlichen 

Vorschriften, soweit es sich dabei nicht um einkommensabhängige 
Leistungen mit Sozialunterstützungscharakter handelt; 

 8. Leistungen aus öffentlichen Mitteln zur Abdeckung eines 
Sonderbedarfes, der nicht durch Leistungen der Sozialhilfe berücksichtigt 
wird. Die Landesregierung hat diese Leistungen durch Verordnung zu 
benennen; 

 9. Leistungen, die der Bund zur Deckung krisenbedingter Sonder- und 
Mehrbedarfe gewährt, soweit an ihrem gänzlichen Verbleib beim 
Hilfesuchenden ein übergeordnetes gesamtstaatliches Interesse besteht 
und die Leistung bundesgesetzlich ausdrücklich als nicht anrechenbar 
bezeichnet wird; 

 10. finanzielle Unterstützungsleistungen für Pflegeverhältnisse oder für junge 
Erwachsene nach dem Kärntner Kinder- und Jugendhilfegesetz oder 
gleichartigen landesgesetzlichen Bestimmungen. 

(5) Hilfe suchenden Personen, die während des Bezuges von Leistungen nach 
§ 12 eine Erwerbstätigkeit aufnehmen, ist ein Freibetrag von 35 vH des hieraus 
erzielten monatlichen Nettoeinkommens, höchstens jedoch von 20 vH des 
Betrages nach § 12 Abs. 2 Z 1, für eine Dauer von zwölf Monaten einzuräumen. 
Die neuerliche Einräumung des Freibetrages setzt einen Abstand von mindestens 
24 Monaten zur letzten Gewährung eines Freibetrages voraus. 

(6) Das Vermögen einer Hilfe suchenden Person unterliegt dann keiner 
Anrechnung oder Bewertung 
 1. wenn dadurch eine soziale Notlage erst ausgelöst, verlängert oder deren 

Überwindung gefährdet werden könnte, insbesondere bei 
 a) Gegenständen, die zur Erwerbsausübung oder Befriedigung 

angemessener geistig-kultureller Bedürfnisse erforderlich sind, 
 b) Gegenständen, die als angemessener Hausrat anzusehen sind, 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

4. In § 8 Abs. 4 Z 10 wird der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt und folgende 
Z 11 angefügt: 
 11. Schulungszuschläge, die seitens des Arbeitsmarktservice für Hilfe 

suchende Personen während einer Maßnahme der Nach- und 
Umschulung sowie zur Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt 
geleistet werden; 

 12. Schmerzengelder, Versehrtenrenten (§§ 203, 205a, 209 und 210 ASVG 
sowie §§ 101, 104, 107 und 108 B-KUVG), diese auch bei Abfindung (§ 
184 ASVG sowie § 95 B-KUVG), samt Sonderzahlungen gemäß § 105 
ASVG und § 46 B-KUVG, Kinderzuschüsse (§ 207 ASVG sowie § 105 
B-KUVG), Betriebsrente (§§ 149d bis 149f, 149k und 149l BSVG), diese 
auch bei Abfindung oder Abfertigung (§ 148j BSVG), Versehrtengelder 
(§ 212 ASVG, § 149g BSVG sowie § 109 B-KUVG) sowie 
Integritätsabgeltungen (§ 213a ASVG sowie § 149m BSVG); Zahlungen 
aus diesen Leistungen sind auch nicht als Vermögen gemäß Abs. 6 zu 
berücksichtigen. 
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 c) Kraftfahrzeugen, die berufsbedingt oder aufgrund besonderer 
Umstände, etwa aufgrund einer Behinderung oder unzureichender 
Infrastruktur erforderlich sind, 

 2. wenn dieses der Deckung des unmittelbaren Wohnbedarfs der Hilfe 
suchenden Person oder ihrer unterhaltsberechtigten Angehörigen dient, 

 3. soweit das verwertbare Vermögen einen Wert von 600 vH des 
Betrages nach § 12 Abs. 2 Z 1 nicht übersteigt. 
 

§ 12 
Leistungen zum Lebensunterhalt und zum Wohnbedarf 

(1) Die Leistung der Sozialhilfe erfolgt in Form von monatlichen, zwölfmal 
im Jahr gebührenden pauschalen Geld- oder Sachleistungen zur Unterstützung des 
Lebensunterhalts sowie zur Befriedigung eines ausreichenden und zweckmäßigen, 
das Maß des Notwendigen aber nicht überschreitenden Wohnbedarfs. 

(2) Die Summe der Leistungen nach Abs. 1 errechnet sich aus folgenden 
Prozentsätzen des Netto-Ausgleichzulagen-Richtsatzes für Alleinstehende pro 
Monat: 
 1. für alleinstehende oder alleinerziehende Personen 100 vH, 
 2. für in Haushaltsgemeinschaft lebende volljährige Personen 
 a) pro leistungsberechtigter Person 70 vH; 
 b) ab der dritten leistungsberechtigten Person 45 vH; 
 3. für in Haushaltsgemeinschaft lebende unterhaltsberechtigte 

minderjährige Personen, für die ein Anspruch auf Familienbeihilfe 
besteht 21 vH; 

 4. Zuschläge, die alleinerziehenden Personen zur weiteren Unterstützung 
des Lebensunterhalts gewährt werden: 

 a) für die erste minderjährige Person 12 vH; 
 b) für die zweite minderjährige Person 9 vH; 
 c) für die dritte minderjährige Person 6 vH; 
 d) für jede weitere minderjährige Person 3 vH; 
 5. Zuschlag für ältere Personen ohne eigenes Einkommen 10 vH pro Person, 

bei mehr als einer anspruchsberechtigten Person in einer 
Haushaltsgemeinschaft 7 vH pro Person, wenn die Person 

 a) das 60. Lebensjahr vollendet hat, 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

5. In § 12 Abs. 2 Z 3 entfällt die Wortfolge 
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 b) für die Pflege und Erziehung mindestens eines Kindes zu sorgen hat 
oder hatte, und 

 c) keinen Anspruch auf Pension, Ruhegenuss oder einer vergleichbaren 
Leistung aufgrund eigener Erwerbstätigkeit hat; 

 6. Zuschlag für Personen mit einem Behindertenpass gemäß § 40 Abs. 1 
oder 2 des Bundesbehindertengesetzes, die nicht unter den 
Anwendungsbereich des Kärntner Chancengleichheitsgesetz fallen 18 vH 
pro Person. 

(3) Eine Haushaltsgemeinschaft bilden mehrere in einer Wohneinheit oder 
Wohnungsgemeinschaft lebende Personen, soweit eine gänzliche oder teilweise 
gemeinsame Wirtschaftsführung nicht aufgrund besonderer Umstände 
ausgeschlossen werden kann. Bei zielgruppenspezifischen betreuten 
Wohnformen, wie etwa bei (therapeutischen) Wohneinheiten oder 
Wohneinrichtungen für Menschen mit Behinderung, Frauen, Jugendliche oder 
Wohnungslose, die teilweise aus öffentlichen Mitteln finanziert werden, liegt 
keine Haushaltsgemeinschaft vor. 

(4) Die sich aus Abs. 2 Z 2 ergebende Summe ist rechnerisch auf alle 
volljährigen leistungsberechtigte Person in der Haushaltsgemeinschaft 
gleichmäßig aufzuteilen. Der sich so ergebende Betrag ist der Ausgangsbetrag für 
Zuschläge nach Abs. 2 Z 5 und 6, allfällige Kürzungen nach § 11 oder die 
Deckelung gemäß § 13. 

(5) Der Wohnbedarf im Sinne des Abs. 1 entspricht 25 vH der sich aus Abs. 2 
ergebenden Summe. Wird Wohnbeihilfe nach dem Kärntner 
Wohnbauförderungsgesetz 2017 gewährt, welche den Wohnbedarf der Hilfe 
suchenden Person oder der Haushaltsgemeinschaft deckt, so ist die sich aus Abs. 2 
ergebende Summe um 25 vH zu reduzieren. Wird der Wohnbedarf der Hilfe 
suchenden Person oder der Haushaltsgemeinschaft durch den Bezug der 
Wohnbeihilfe nicht gedeckt, ist der jeweilige Differenzbetrag zwischen dem sich 
rechnerisch ergebenden Wohnbedarf und der Wohnbeihilfe aliquot auszuzahlen. 

(6) Wird der allgemeine Lebensunterhalt und Wohnbedarf in einer 
stationären Einrichtung abgedeckt, beträgt der Prozentsatz abweichend von Abs. 
2 Z 1 18 vH. Wird in der stationären Einrichtung nur ein Teil des allgemeinen 
Lebensunterhalts und Wohnbedarfs abgedeckt, ist der Prozentsatz nach Abs. 2 Z 1 
entsprechend der Bedarfsdeckung zu reduzieren. 
 

6. In § 12 Abs. 2 Z 6 wird der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt und folgende 
Z 7 angefügt: 
 7. Zuschlag für Personen, die im Auftrag des Arbeitsmarktservice eine 

Maßnahme der Nach- und Umschulung sowie zur Wiedereingliederung 
in den Arbeitsmarkt absolvieren und eine Beihilfe zur Deckung des 
Lebensunterhaltes beziehen,  

 a) in Höhe von 149,4 Euro ab einer Maßnahmendauer von mindestens 
vier Monaten,  

 b) in Höhe des 2-fachen Betrages gemäß lit. a ab einer Maßnahmendauer 
von mindestens 12 Monaten, 

wenn kein Anspruch auf Leistungen nach dem Arbeitslosenversicherungsgesetz 
besteht. Der Zuschlag ist jährlich mit dem Anpassungsfaktor gemäß § 108f des 
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes zu vervielfachen und fließt nicht in die 
Bemessungsgrundlage für die Ermittlung der Deckelung der Sozialhilfe gemäß 
§ 13 ein. 
 

7. In § 12 Abs. 4 wird die Wortfolge  durch die 
Wortfolge  ersetzt. 
 
 

8. In § 12 Abs. 5 werden die Wortfolge 
 durch die Wortfolge 

Kärntn  sowie die Wortfolge  durch die 
Wortfolge  ersetzt. 
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§ 14 
Heizzuschuss 

Hilfe Suchenden darf auf Antrag jährlich ein Zuschuss für die folgende 
Heizperiode gewährt werden. Die Landesregierung hat jährlich für die kommende 
Heizperiode durch Verordnung zu regeln: 
 1. die Höhe des zu gewährenden Heizzuschusses, wobei 

einkommensabhängig unterschiedliche Höhen vorgesehen werden 
können; 

 2. die Höhe des Einkommens, bis zu welchem Heizzuschuss gewährt 
werden kann; dabei können unterschiedliche Grenzbeträge für den Erhalt 
des Heizzuschusses vorgesehen werden; die Höhe des Einkommens darf 
von den in § 12 normierten Beträgen im notwendigen Ausmaß zur 
Vermeidung sozialer Notlagen abweichen; 

 3. welche Einkünfte abweichend von § 8 nicht als Einkommen zu 
berücksichtigen sind; 

 4. den Zeitraum der Antragstellung und die bei Antragstellung 
vorzulegenden Unterlagen; 

 5. die Abwicklung der Förderung 

9. § 14 entfällt. 

 

§ 15 
Zusätzliche Leistungen in Härtefällen 

Sofern es im Einzelfall zur Vermeidung besonderer Härtefälle notwendig ist, 
dürfen dem Hilfe Suchenden zusätzliche Leistungen zur Unterstützung des 
allgemeinen Lebensunterhalts oder zur Abdeckung außerordentlicher Kosten des 
Wohnbedarfs in Form zusätzlicher Sachleistungen gewährt werden, soweit der 
tatsächliche Bedarf durch pauschalierte Leistungen nach § 12 nicht abgedeckt ist 
und dies im Einzelfall nachgewiesen wird. 
 

 
 

10. In § 15 entfällt die Wortfolge . 
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§ 21 
Erbringung der Leistung 

(1) Ein Rechtsanspruch besteht auf Leistungen nach § 12 sowie auf 
Leistungen nach § 16 Abs. 1 und 2. 

(2) Leistungen nach § 12 sind ab Antragstellung zu gewähren. Im Monat der 
Antragstellung gebührt die jeweilige Leistung nach § 12 anteilig ab dem Tag der 
Antragstellung gemäß § 27. Leistungen können höchstens sechs Monate ab 
Antragstellung oder Kenntnis der sozialen Notlage von Amts wegen (§ 27 Abs. 1) 
rückwirkend gewährt werden, wenn dies zur Vermeidung sozialer Härten 
erforderlich ist. 

(3) Die Auszahlung von Leistungen nach § 12 erfolgt ab einem errechneten 
Mindestbetrag von fünf Euro pro Haushaltsgemeinschaft monatlich. 

(4) Als Geld- oder Sachleistungen nach § 12 kommen einmalige oder 
laufende Leistungen (Dauerleistungen) in Betracht. Dauerleistungen sind zu 
erbringen, wenn der Bedarf voraussichtlich für mehr als drei Monate besteht. 

(5) Dauerleistungen können für längstens zwölf Monate gewährt werden, 
danach ist das weitere Vorliegen der Anspruchsvoraussetzungen neuerlich zu 
prüfen. Personen gemäß § 10 Abs. 5 können Leistungen auch einen mehr als 
zwölfmonatigen Zeitraum zuerkannt werden. 

(6) Als Sachleistung gilt auch die unmittelbare Entgeltzahlung an eine 
Person, die eine Sachleistung zugunsten eines Bezugsberechtigten erbringt, oder 
die Kostenerstattung für Zahlungen zur Deckung des Wohnbedarfs, die aufgrund 
bestehender vertraglicher Verpflichtungen zu leisten sind oder bereits geleistet 
wurden. 

(7) Leistungen nach § 12 sind vorrangig als Sachleistungen vorzusehen, 
soweit dadurch eine höhere Effizienz der Erfüllung der Leistungsziele zu erwarten 
ist. Leistungen für den Wohnbedarf sind als Sachleistungen zu gewähren, sofern 
dies nicht unwirtschaftlich ist oder die Sachleistung zweckmäßig erscheint. Die 
Zweckmäßigkeit ist insbesondere anzunehmen, wenn die Hilfe suchende Person 
über einen längeren Zeitraum die Wohnsituation nicht geändert hat und 
Leistungen nach § 12 voraussichtlich für mehr als zwölf Monate bezieht oder in 
Fällen des § 11 Abs. 6. 

(8) Sachleistungen sind im Ausmaß ihrer angemessenen Bewertung auf 
Geldleistungen anzurechnen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

11. § 21 Abs. 7 lautet: 

(7) Leistungen nach § 12 können als Sachleistungen gewährt werden, soweit 
dadurch eine höhere Effizienz der Erfüllung der Leistungsziele zu erwarten ist 
und dies zweckmäßig erscheint. Die Zweckmäßigkeit ist insbesondere dann 
anzunehmen, wenn die Hilfe suchende Person über einen längeren Zeitraum die 
Wohnsituation nicht geändert hat und die Leistungen nach § 12 voraussichtlich 
für mehr als zwölf Monate bezieht oder in den Fällen des § 11 Abs. 6. 
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(9) Ansprüche auf Leistungen nach diesem Gesetz dürfen weder gepfändet 
noch verpfändet werden. Die rechtswirksame Übertragung von Ansprüchen nach 
diesem Gesetz ist bei sonstiger Unwirksamkeit nur mit Zustimmung der für die 
Entscheidung über den Anspruch zuständigen Behörde möglich. Die Zustimmung 
ist zu erteilen, wenn und solange die Übertragung im Interesse der Hilfe suchenden 
Person liegt und der Erfolg der Leistung nicht gefährdet wird. 

 

§ 35 
Zuständigkeiten 

(1) Den Bezirksverwaltungsbehörden obliegen die Entscheidung über 
Leistungen nach §§ 12, 15, 16, 16a und 17 sowie sonstige diese Leistungen 
betreffenden Entscheidungen nach diesem Gesetz. 

(2) Die Entscheidung über Leistungen nach § 14 sowie die Vorsorge für 
Leistungen nach §§ 18 und 19 obliegt dem Land im Wege der 
Privatwirtschaftsverwaltung. 

(3) Die Vorsorge für Leistungen nach § 20 obliegt der Gemeinde. 

(4) Die örtliche Zuständigkeit der Bezirksverwaltungsbehörde richtet sich 
nach dem Hauptwohnsitz und tatsächlichen Aufenthalt des Hilfe Suchenden, 
stimmen diese nicht überein, nach dem Hauptwohnsitz des Hilfe Suchenden. Bei 
Gefahr in Verzug hat jede Bezirksverwaltungsbehörde die in ihrem Amtsbereich 
notwendigen und unaufschiebbaren Maßnahmen unter gleichzeitiger 
Verständigung der zuständigen Bezirksverwaltungsbehörde zu treffen. 

(5) Die örtliche Zuständigkeit der Bezirksverwaltungsbehörde bei 
Entscheidungen nach § 16a richtet sich nach dem Hauptwohnsitz des Hilfe 
Suchenden. 

 
 
 
 

 

12. In § 35 Abs. 2 entfällt die Wortfolge . 

 

§ 37 
Kostentragung 

(1) Die Kosten für Aufgaben nach diesem Gesetz, ausgenommen jene nach 
§ 20, sind vom Land zu tragen. Die Gemeinden haben dem Land den 
Kostenaufwand in Höhe von 50 vH zu erstatten. 

(2) Leistungen nach § 20 sind von der jeweiligen Gemeinde zu tragen. 

(3) Der Kostenanteil der Gemeinden gemäß Abs. 1 ist  soweit Abs. 5 nicht 
anderes bestimmt  auf die einzelnen Gemeinden nach Maßgabe ihrer gewichteten 

 
 
 
 
 
 

13. In § 37 Abs. 3 wird das Zitat 
  durch das Zitat anzausgleichsgesetzes 2024  

 ersetzt. 
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Volkszahl aufzuteilen. Zur Berechnung der gewichteten Volkszahl ist die 
durchschnittliche Finanzkraft der Gemeinden in Kärnten pro Einwohner, 
dargestellt durch den Faktor 1, der Finanzkraft einer Gemeinde pro Einwohner 
(Finanzkraftfaktor) gegenüberzustellen. Der Mittelwert zwischen dem Faktor eins 
und dem Finanzkraftfaktor einer Gemeinde ist mit der Volkszahl gemäß § 10 
Abs. 7 des Finanzausgleichsgesetzes 2017  FAG 2017 der jeweiligen Gemeinde 
zu multiplizieren (gewichtete Volkszahl). 

(4) Die Finanzkraft einer Gemeinde nach Abs. 3 ist gemäß § 25 Abs. 3 Z 3 
lit. b FAG 2017 zu berechnen. 

(5) Der Kostenanteil der Gemeinde für eine Leistung gemäß § 14 ist 
unmittelbar jener Gemeinde zuzurechnen, in der der Antrag gemäß § 27 Abs. 3 
gestellt wurde. 

(6) Hat das Land Kostenersätze für Leistungen nach diesem Gesetz erhalten, 
so sind diese von den von Land und Gemeinden gemeinschaftlich zu tragenden 
Kosten abzuziehen. 

(7) Die Gemeinden haben dem Land monatliche Vorschüsse auf die von 
ihnen zu erstattenden Kosten zu leisten. Die Landesregierung hat die Höhe dieser 
Vorschüsse unter Bedachtnahme auf den Voranschlag des Landes festzusetzen 
und den Gemeinden den jeweils auf sie entfallenden Anteil schriftlich 
bekanntzugeben. Der zu leistende monatliche Vorschuss ist vom Land von den 
Ertragsanteilen der Gemeinden einzubehalten. 

(8) Die Endabrechnung hat spätestens im zweiten Quartal des Folgejahres zu 
erfolgen. Liegt der im vorangegangenen Kalenderjahr gemäß Abs. 7 geleistete 
Vorschuss der Gemeinden 
 1. unter dem von der Gemeinde im vorangegangenen Kalenderjahr gemäß 

Abs. 3 und 5 in Verbindung mit Abs. 6 zu erstattenden Kostenanteil, ist 
der Differenzbetrag vom Land von den Ertragsanteilen der Gemeinde 
einzubehalten; 

 2. über dem von der Gemeinde im vorangegangenen Kalenderjahr gemäß 
Abs. 3 und 5 in Verbindung mit Abs. 6 zu erstattenden Kostenanteil, ist 
der Differenzbetrag der Gemeinde auszubezahlen. 

 

 
 
 
 
 
 

14. In § 37 Abs. 4 wird das Zitat  durch das 
Zitat  ersetzt. 

15. § 37 Abs. 5 entfällt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

16. In § 37 Abs. 8 Z 1 und 2 entfällt jeweils das Zitat . 
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§ 40 
Datenverarbeitung 

(1) Die Landesregierung und die Bezirksverwaltungsbehörden dürfen, soweit 
dies für die Vollziehung von Aufgaben nach diesem Gesetz erforderlich ist, 
folgende Daten und personenbezogene Daten verarbeiten: 
 1. zum Zweck der Prüfung der Hilfsbedürftigkeit des Hilfe Suchenden, der 

Gewährung von Leistungen nach diesem Gesetz und der Durchführung 
des Kostenbeitrages und -ersatzes: 

 a) vom Hilfe Suchenden: Namen, Adressdaten, Erreichbarkeitsdaten, 
Unterkunftsdaten, Daten zu Sozialversicherungsverhältnissen, 
Personenstand, Staatsangehörigkeit, allfällige Aufenthaltstitel, Daten 
zu den wirtschaftlichen Verhältnissen, Bankverbindungen, Angaben 
über einen allfälligen Erwachsenenvertreter, Gesundheitsdaten, Daten 
über die Arbeitsfähigkeit und Vermittelbarkeit am Arbeitsmarkt sowie 
Daten, die die Integration des Einzelnen am Arbeitsmarkt betreffen; 

 b) von gegenüber dem Hilfesuchenden Unterhaltspflichtigen und 
Unterhaltsberechtigten sowie anderen neben dem Hilfesuchenden 
unterhaltsberechtigten Personen und dem im gemeinsamen Haushalt 
lebenden Lebensgefährten: Namen, Adressdaten, 
Erreichbarkeitsdaten, Personenstand, Daten zu den wirtschaftlichen 
Verhältnissen, Angaben über einen allfälligen Erwachsenenvertreter 
und Daten über das Bestehen einer Sozialversicherung; 

 c) von Dienstgebern der in lit. a und b genannten Personen: Namen oder 
Firma und Adressdaten; 

 d) von Unterkunftsgebern oder den Hausverwaltungen der in lit. a und b 
genannten Personen: Namen oder Firma, Adressdaten, 
Unterkunftsdaten, Erreichbarkeitsdaten und Bankverbindung; 

 2. zum Zweck der Leistungsabrechnung: 
 a) von Personen oder von Einrichtungen der freien Wohlfahrtspflege und 

anderen Einrichtungen, die Leistungen nach diesem Gesetz erbringen: 
Namen oder Firma, Adressdaten, Erreichbarkeitsdaten, 
Leistungsdaten, Vertragsdaten und Bankverbindungen; 

 b) von den Ansprechpersonen nach lit. a: Namen, Adressdaten und 
Erreichbarkeitsdaten. 

(2) Die Gemeinden dürfen, soweit dies für die Vollziehung von Aufgaben 
nach diesem Gesetz erforderlich ist, Daten nach Abs. 1 Z 1 lit. a und b verarbeiten 
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und der Landesregierung übermitteln. Die Übermittlung der Daten hat bei 
Leistungen nach § 14 auf Grundlage eines von der Landesregierung zur 
Verfügung gestellten Formulars zu erfolgen. 

(3) Die Landesregierung und die Bezirksverwaltungsbehörden dürfen die in 
ihrem jeweiligen Wirkungsbereich erforderlichen Daten zur Überprüfung des 
Vorliegens der nach diesem Gesetz vorgesehenen Voraussetzungen für die 
Gewährung, die Einstellung oder die Rückforderung einer Leistung gemäß § 32 
Abs. 6 des Transparenzdatenbankgesetzes über das Transparenzportal abfragen. 

(4) Die Landesregierung und die Bezirksverwaltungsbehörden dürfen 
personenbezogene Daten nach Abs. 1 Z 1 lit. a und b sowie Daten über Art und 
Ausmaß der Leistung nach diesem Gesetz sowohl in elektronischer wie auch jeder 
anderen Form an das Arbeitsmarktservice, die Sozialversicherungsträger, den 
Österreichischen Integrationsfonds, den vom Österreichischen Integrationsfonds 
zertifizierten Kursträgern, die für die Besorgung der Aufgaben der öffentlichen 
Kinder- und Jugendhilfe zuständigen Organe, die Behörden der 
Bundesfinanzverwaltung sowie die Fremdenbehörden oder zuständige Behörden 
oder öffentliche Stellen im Rahmen der Vollziehung des Bundes zur Gewährung 
von mit Leistungen nach diesem Gesetz vergleichbare Sozialleistungen, 
insbesondere Leistungen im Sinne des § 8 Abs. 4 Z 9 übermitteln, sofern die 
Kenntnis dieser Daten und personenbezogenen Daten für die Erfüllung der 
Aufgaben dieser Einrichtung erforderlich ist. 

(5) Die Landesregierung, die Bezirksverwaltungsbehörden und die 
Gemeinden haben zum Schutz der Geheimhaltungsinteressen der betroffenen 
Personen die erforderlichen Datensicherheitsmaßnahmen im Sinne der 
datenschutzrechtlichen Bestimmungen zu treffen. 

(6) Die Landesregierung und die Bezirksverwaltungsbehörden sind als 
datenschutzrechtlich gemeinsam Verantwortliche ermächtigt, zum Zweck einer 
effizienten und effektiven, die Richtigkeit und Vollständigkeit der Daten 
sichernden und einheitlichen Gewährleistung von Leistungen nach diesem Gesetz 
die für die Vollziehung dieses Gesetzes erforderlichen personenbezogenen Daten 
nach Abs. 1 Z 1 lit. a und b gemeinsam zu verarbeiten. 

(7) Die Landesregierung hat der Bundesanstalt Statistik Österreich die Daten 
entsprechend § 1 Abs. 2 des Sozialhilfe-Statistikgesetzes zur Verfügung zu 
stellen. 

(8) Die Landesregierung und die Gemeinden dürfen folgende personen-
bezogenen Daten des Hilfe Suchenden an Träger der freien Wohlfahrt gemäß § 36 

17. § 40 Abs. 2 2. Satz entfällt. 
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übermitteln, sofern dies eine wesentliche Voraussetzung für die Besorgung der 
diesen Einrichtungen übertragenen Aufgaben ist: Namen, Adressdaten, 
Erreichbarkeitsdaten, Personenstand, Angaben über allfällige 
Erwachsenenvertreter, Gesundheitsdaten und Daten über die Berufsausbildung 
und ausübung, Daten über den Bezug von Leistungen nach diesem Gesetz, 
einschließlich dem jeweiligen Ausmaß. 
 

§ 42 
Verweisungen 

(1) Soweit in diesem Gesetz auf Landesgesetze verwiesen wird und nicht 
anderes bestimmt wird, sind sie in ihrer jeweils geltenden Fassung anzuwenden. 

(2) Soweit in diesem Gesetz auf Bundesgesetze verwiesen wird und nicht 
anderes bestimmt wird, sind sie in der nachstehenden Fassung anzuwenden: 
 1. Allgemeines Bürgerliches Gesetzbuch  ABGB, JGS Nr. 946/1811, in der 

Fassung der Kundmachung BGBl. I Nr. 145/2022; 
 2. Allgemeines Sozialversicherungsgesetz  ASVG, BGBl. Nr. 189/1955, in 

der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 179/2022; 
 3. Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977  AlVG, BGBl. Nr. 609/1977, in 

der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 174/2022; 
 4. Arbeitsvertragsrechts-Anpassungsgesetz  AVRAG, BGBl. Nr. 

459/1993, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 162/2022; 
 5. Bundesbehindertengesetz  BBG, BGBl. Nr. 283/1990, in der Fassung 

des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 100/2018; 
 6. Bundespflegegeldgesetz  BPGG, BGBl. Nr. 110/1993, in der Fassung 

des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 129/2022; 
 7. Einkommensteuergesetz 1988  EStG 1988, BGBl. Nr. 400/1988, in der 

Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 174/2022; 
 8. Exekutionsordnung  EO, RGBl. Nr. 79/1896, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 61/2022; 
 9. Familienlastenausgleichsgesetz 1967, BGBl. Nr. 376/1967, in der 

Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 174/2022; 
 10. Finanzausgleichsgesetz 2017  FAG 2017, BGBl. I Nr. 116/2016, in der 

Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 133/2022; 
 11. Integrationsgesetz  IntG, BGBl. I Nr. 68/2017, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 76/2022; 

18. § 42 Abs. 2 lautet: 

(2) Soweit in diesem Gesetz auf Bundesgesetze verwiesen wird und nicht 
anderes bestimmt wird, sind sie in der nachstehenden Fassung anzuwenden: 
 1. Allgemeines Bürgerliches Gesetzbuch  ABGB, JGS Nr. 946/1811, in 

der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 33/2024; 
 2. Allgemeines Sozialversicherungsgesetz  ASVG, BGBl. Nr. 189/1955, 

in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 110/2024; 
 3. Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977  AlVG, BGBl. Nr. 609/1977, in 

der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 66/2024; 
 4. Arbeitsvertragsrechts-Anpassungsgesetz  AVRAG, BGBl. Nr. 

459/1993, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 110/2024; 
 5. Bauern-Sozialversicherungsgesetz  BSVG, BGBl. Nr. 559/1978, in der 

Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 109/2024; 
 6. Beamten-Kranken- und Unfallversicherungsgesetz  B-KUVG, BGBl. 

Nr. 200/1967, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 110/2024; 
 7. Bundesbehindertengesetz  BBG, BGBl. Nr. 283/1990, in der Fassung 

des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 98/2024; 
 8. Bundespflegegeldgesetz  BPGG, BGBl. Nr. 110/1993, in der Fassung 

des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 109/2024; 
 9. Einkommensteuergesetz 1988  EStG 1988, BGBl. Nr. 400/1988, in der 

Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 113/2024; 
 10. Exekutionsordnung  EO, RGBl. Nr. 79/1896, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 136/2023; 
 11. Familienlastenausgleichsgesetz 1967, BGBl. Nr. 376/1967, in der 

Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 97/2024; 
 12. Finanzausgleichsgesetz 2024  FAG 2024, BGBl. I Nr. 168/2023, in der 

Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 128/2024; 
 13. Integrationsgesetz  IntG, BGBl. I Nr. 68/2017, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 76/2022; 
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 12. Meldegesetz 1991  MeldeG, BGBl. Nr. 9/1992, in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 173/2022; 

 13. Sozialhilfe-Statistikgesetz, BGBl. I Nr. 41/2019, in der Fassung der 
Kundmachung BGBl. I Nr. 78/2022; 

 14. Transparenzdatenbankgesetz 2012  TDBG 2012, BGBl. I Nr. 99/2012, 
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 155/2022. 

 

 14. Meldegesetz 1991  MeldeG, BGBl. Nr. 9/1992, in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 160/2023; 

 15. Sozialhilfe-Statistikgesetz, BGBl. I Nr. 41/2019, in der Fassung der 
Kundmachung BGBl. I Nr. 78/2022; 

 16. Transparenzdatenbankgesetz 2012  TDBG 2012, BGBl. I Nr. 99/2012, 
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 169/2023. 

 
 

§ 43 
Umsetzung von Gemeinschaftsrecht 

Mit diesem Gesetz werden folgende Richtlinien umgesetzt: 
 1. Richtlinie 2003/109/EG des Rates vom 25. November 2003 betreffend 

die Rechtsstellung der langfristig aufenthaltsberechtigten 
Drittstaatsangehörigen, ABl. Nr. L 016 vom 23. Jänner 2004, S 44; 

 2. Richtlinie 2004/38/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
29. April 2004 über das Recht der Unionsbürger und ihrer 
Familienangehörigen, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei zu 
bewegen und aufzuhalten, zur Änderung der Verordnung (EWG) 
Nr. 1612/68 und zur Aufhebung der Richtlinien 66/221/EWG, 
68/360/EWG, 72/194/EWG, 73/148/EWG, 75/34/EWG, 75/35/EWG, 
90/364/EWG, 90/365/EWG und 93/96/EWG, in der Fassung der 
Berichtigung ABl. Nr. L 229 vom 29. Juni 2004, S 35; 

 3. Richtlinie 2004/81/EG des Rates vom 29. April 2004 über die Erteilung 
von Aufenthaltstiteln für Drittstaatsangehörige, die Opfer des 
Menschenhandels sind oder denen Beihilfe zur illegalen Einwanderung 
geleistet wurde und die mit den zuständigen Behörden kooperieren, ABl. 
Nr. L 261 vom 6. August 2004, S 19; 

 4. Richtlinie 2009/50/EG des Rates vom 25. Mai 2009 über die 
Bedingungen für die Einreise und den Aufenthalt von 
Drittstaatsangehörigen zur Ausübung einer hochqualifizierten 
Beschäftigung, ABl. Nr. L 155 vom 18. Juni 2009, S 17; 

 5. Richtlinie 2011/95/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
13. Dezember 2011 über Normen für die Anerkennung von 
Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen als Personen mit Anspruch auf 
internationalen Schutz, für einen einheitlichen Status für Flüchtlinge oder 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

19. § 43 Z 4 lautet: 
 4. Richtlinie (EU) 2021/1883 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 20. Oktober 2021 über die Bedingungen für die Einreise und den 
Aufenthalt von Drittstaatsangehörigen zur Ausübung einer hoch 
qualifizierten Beschäftigung und zur Aufhebung der Richtlinie 
2009/50/EG des Rates, ABl. L Nr. 382 vom 28. Oktober 2021, S 1; 
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für Personen mit Anrecht auf subsidiären Schutz und für den Inhalt des 
zu gewährenden Schutzes, ABl. Nr. L 337 vom 20. Dezember 2011, S 9; 

 6. Richtlinie 2011/98/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
13. Dezember 2011 über ein einheitliches Verfahren zur Beantragung 
einer kombinierten Erlaubnis für Drittstaatsangehörige, sich im 
Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats aufzuhalten und zu arbeiten, sowie 
über ein gemeinsames Bündel von Rechten für Drittstaatsarbeitnehmer, 
die sich rechtmäßig in einem Mitgliedstaat aufhalten, ABl. Nr. L 343 vom 
23. Dezember 2011, S 1; 

 7. Richtlinie 2014/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
26. Februar 2014 über die Bedingungen für die Einreise und den 
Aufenthalt von Drittstaatsangehörigen zwecks Beschäftigung als 
Saisonarbeitnehmer, ABl. Nr. L 94 vom 28. März 2014, S 375; 

 8. Richtlinie 2014/66/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
15. Mai 2014 über die Bedingungen für die Einreise und den Aufenthalt 
von Drittstaatsangehörigen im Rahmen eines unternehmensinternen 
Transfers, ABl. Nr. L 157 vom 27. Mai 2014, S 1; 

 9. Richtlinie (EU) 2016/801 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 11. Mai 2016 über die Bedingungen für die Einreise und den 
Aufenthalt von Drittstaatsangehörigen zu Forschungs- oder 
Studienzwecken, zur Absolvierung eines Praktikums, zur Teilnahme an 
einem Freiwilligendienst, Schüleraustauschprogrammen oder Bildungs-
vorhaben und zur Ausübung einer Au-pair-Tätigkeit, ABl. Nr. L 132 vom 
21. Mai 2016, S 21. 

 

20. § 43 Z 6 lautet: 
 6. Richtlinie (EU) 2024/1233 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 24. April 2024 über ein einheitliches Verfahren zur Beantragung 
einer kombinierten Erlaubnis für Drittstaatsangehörige, sich im 
Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats aufzuhalten und zu arbeiten, sowie 
über ein gemeinsames Bündel von Rechten für Drittstaatsarbeitnehmer, 
die sich rechtmäßig in einem Mitgliedstaat aufhalten, ABl. Nr. L 18 vom 
30.4.2024; 

 
 
 
 
 
 
 
 

21. In § 43 Z 9 wird der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt und folgende Z 10 
angefügt: 
 10. Richtlinie (EU) 2024/1385 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 14. Mai 2024 zur Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und 
häusliche Gewalt, ABl. Nr. L 36 vom 24.5.2024. 

 

Langtitel 
Gesetz vom 20. Juli 2017, mit dem das Kärntner Wohnbauförderungsgesetz 2017 
erlassen wird  

StF: LGBl. Nr. 68/2017 

 

Artikel IV 
Änderung des Kärntner Wohnbauförderungsgesetzes 2017 

Das Kärntner Wohnbauförderungsgesetz 2017  K-WBFG 2017, LGBl. Nr. 
68/2017, zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl. Nr. 46/2024, wird wie folgt 
geändert: 
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Änderung 
LGBL Nr   2/2018  

LGBl Nr   8/2018 

LGBl Nr  10/2018 

LGBl Nr  71/2018 

LGBl Nr  93/2019 

LGBl Nr  29/2020 

LGBl Nr  99/2021 

LGBl Nr  36/2022 

LGBl Nr 115/2022 
 

Inhaltsverzeichnis 

I. Abschnitt  Allgemeine Bestimmungen 

 § 1  Ziele und Grundsätze 
 § 2  Förderungsgegenstand und allgemeine Bestimmungen 
 § 3  Wohnbauprogramm 
 § 4  Verweise 
 § 5  Begriffsbestimmungen 
 § 5a Geringfügige Überschreitung der Einkommensgrenzen 
 § 6  Förderungsmittel 
 § 7  Arten der Förderung 
 § 8  Förderungskredite 
 § 9  Annuitätenzuschüsse 
 § 10  Rückzahlbare Annuitätenzuschüsse 
 § 11  Sicherstellung des Förderungskredits 
 § 12  Kündigung des Förderungskredits 
 § 13  Fälligstellung des Förderungskredits 

II. Abschnitt  Förderung der Errichtung von Eigentum 

 § 14  Gegenstand und Förderungswerber 
 § 15  Förderungsvoraussetzungen 
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III. Abschnitt  Förderung der Errichtung von Mietwohnungen und 
Wohnheimen 

 § 16  Gegenstand und Förderungswerber 
 § 17  Förderungsvoraussetzungen 
 § 18  Förderung von Mietwohnungen und Wohnheimen 
 § 19  Endabrechnung 
 § 20  Übertragung ins Wohnungseigentum und Vermietung 

geförderter Wohnungen 
 § 21  Leistungen der Gemeinden und gemeinnützigen 

Wohnbauvereinigungen 

IV. Abschnitt  Förderung des Ersterwerbs von Wohnraum 

 § 22  Förderung des Ersterwerbs von Wohnraum 

V. Abschnitt  Eigenmittelersatzkredit 

 § 23  Eigenmittelersatzkredit für Wohnungsnachfolger 
 § 24  Familieneinkommen beim Eigenmittelersatzkredit 

VI. Abschnitt  Förderung der Sanierung von Gebäuden und Wohnungen 

 § 25  Gegenstand 
 § 26  Allgemeine Förderungsvoraussetzungen bei der 

Sanierung 
 § 27  Förderungswerber 
 § 28  Besondere Förderungsvoraussetzungen bei der 

Sanierung 
 § 29  Arten der Förderung 
 § 30  Impulsprogramme 

VII. Abschnitt  Eigentumsbeschränkungen und Mietverhältnisse 

 § 31  Veräußerungsverbot 
 § 32  Löschung des Veräußerungsverbotes 
 § 33  Vermietung einer geförderten Wohnung 

VIII. Abschnitt  Wohnbeihilfe 

 § 34  Förderungsvoraussetzungen 
 § 35  Ausmaß der Wohnbeihilfe 
 § 36  Anrechenbarer Wohnungsaufwand 
 § 37  Zumutbarer Wohnungsaufwand 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

1. Im Inhaltsverzeichnis entfällt der VIII. Abschnitt mit den Einträgen zu §§ 34 bis 
41. 
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 § 38  Verfahrensbestimmungen, Melde- und 
Rückzahlungsverpflichtung 

 § 39  Erlöschen des Anspruchs auf Wohnbeihilfe und 
Einstellung 

 § 40  Wohnbeihilfe für Betriebskosten 
 § 41  Besondere Wohnbeihilfe 

IX. Abschnitt  Verfahrensbestimmungen 

 § 42  Ansuchen und Zusicherung 
 § 43  Bauausführung 
 § 44  Widerruf der Förderung und Verfügungsbeschränkung 
 § 44a Förderungsverwaltung durch Dritte 
 § 45  Datenverarbeitung 
 § 46  Begünstigte Rückzahlung 

X. Abschnitt  Wohnbauförderungsbeirat 

 § 47  Wohnbauförderungsbeirat 
 § 48  Geschäftsführung des Wohnbauförderungsbeirates 

XI. Abschnitt  Schluss- und Übergangsbestimmungen 

 § 49  Umsetzungshinweis 

 § 50  Inkrafttretens- und Übergangsbestimmungen 
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§ 1 
Ziele und Grundsätze 

(1) Ziele des Gesetzes sind 
 1. die Sicherung einer angemessenen, zeitgemäßen und leistbaren 

Wohnversorgung der Kärntner Bevölkerung unter Bedachtnahme auf 
soziale, wirtschaftliche und ökologische Nachhaltigkeit, Steigerung der 
Lebensqualität sowie raumordnungsrechtliche Vorschriften, 

 2. die Förderung der Errichtung von Wohnraum, des Erwerbs von Eigentum 
und der Sanierung von Wohnraum, der im städtischen und ländlichen 
Raum in Kärnten gelegen ist, unter Bedachtnahme auf wirtschaftliche, 
ressourcen- und energiesparende Bauweise und ressourcenschonendes 
Wohnen, 

 3. die Verbesserung vorhandener Bausubstanz entsprechend individueller 
Wohnbedürfnisse und klimarelevanter, ökologischer und energetischer 
Zielsetzungen, 

 4. die Förderung des sozialen Ausgleichs im Weg von Wohnbeihilfen für 
Wohnungen, die in Kärnten gelegen sind. 

(2) Die in Abs. 1 genannten Ziele können durch Förderung der Schaffung und 
Erhaltung von Wohnraum unter Bedachtnahme auf folgende Grundsätze erfolgen: 
 1. Bei der Umsetzung der geförderten Vorhaben sind die 

raumordnungsrechtlichen Vorschriften und die Vorgaben des örtlichen 
Entwicklungskonzeptes einzuhalten. Bei Förderungen ist auf die 
Belebung von Orts- und Stadtkernen und Siedlungsschwerpunkte 
Rücksicht zu nehmen. 

 2. Der städtebaulichen, architektonischen und funktionalen Qualität der 
Bauvorhaben ist Rechnung zu tragen. 

 3. In zumutbarer Entfernung müssen tunlichst öffentliche oder private 
Dienstleistungs-, Versorgungs- und Verkehrseinrichtungen vorhanden 
oder in absehbarer Zeit geplant sein. 

 4. Auf soziale Funktionsaspekte und barrierefreie Bauweise ist Bedacht zu 
nehmen. Den Bedürfnissen von Menschen mit Behinderung und alten 
Menschen ist Rechnung zu tragen, in dem die behinderten- und 
altersgerechte Adaptierbarkeit, insbesondere der Sanitärräume, 
sichergestellt ist und bauliche Barrieren möglichst vermieden werden. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

2. In § 1 Abs. 1 wird in Z 3 der Beistrich am Ende der Ziffer durch einen Punkt 
ersetzt und entfällt Z 4. 
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 5. Die Bauvorhaben haben den Erfordernissen einer sparsamen 
Verwendung von Grund und Boden zu entsprechen. Der Nutzung, 
Sanierung und dem maßvollen Nachverdichten des Baubestandes sowie 
Ausbaumaßnahmen an Wohnhäusern ist besondere Bedeutung 
beizumessen. 

 6. Energieberatungen und effiziente Energiekonzepte sind durchzuführen. 
Die Landesregierung kann in Richtlinien regeln, welche Vorhaben davon 
ausgenommen sind. 

 7. Das für die Bebauung vorgesehene Grundstück darf keine ein zumutbares 
Ausmaß überschreitende Belastung durch Lärm, Schadstoffe oder 
sonstige Beeinträchtigungen aufweisen. 

 8. Es dürfen keine Baustoffe verwendet werden, die eine Beeinträchtigung 
der Gesundheit von Menschen bei der Bauausführung oder Benützung 
bewirken oder im Verlauf des Lebenszyklus klimaschädigende 
halogenierte Gase in die Atmosphäre freisetzen. Auf die Verwendung von 
ökologischen Bau- und Dämmstoffen ist Bedacht zu nehmen. 

 9. Die Abwasserbeseitigung hat durch Anschluss an einen öffentlichen 
Kanal zu erfolgen oder wird in einem Zeitraum von maximal fünf Jahren 
möglich, wobei die Ausnahmebestimmungen des Kärntner 
Gemeindekanalisationsrechtes von der Anschlusspflicht zu 
berücksichtigen sind, oder hat zumindest über eine biologische 
Abwasserreinigungsanlage zu erfolgen. 

 10. Den Erfordernissen des Schall- und Wärmeschutzes ist Rechnung zu 
tragen. Unter Beachtung der Wirtschaftlichkeit hat der vorgesehene 
bauliche Schallschutz ein ungestörtes Wohnen zu ermöglichen. Der 
Wärmeschutz des gesamten Gebäudes hat den Erfordernissen der 
Einsparung von Energie zu entsprechen. 

 11. Die Raumheizung hat möglichst über eine zentrale und CO2-neutrale 
Wärmeversorgungsanlage zu erfolgen; diese muss besondere 
Vorrichtungen (Geräte) enthalten, durch die der Verbrauch oder der 
Anteil am Gesamtverbrauch jeder einzelnen Einheit festgestellt werden 
kann. 

 12. Auf sonstige öffentliche Interessen (zB Leerstehungen) kann Rücksicht 
genommen werden. 

(3) Das Land ermutigt die gemeinnützigen Bauvereinigungen einen 
Maßnahmenplan mit speziellen Energieeinspar- und Energieeffizienzzielen und 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

3.  In § 1 Abs. 2 Z 11 wird der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt und folgende 
Wortfolge angefügt: 

betriebenen Heizungssystemen  
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Energieeffizienzmaßnahmen zu erstellen und ein Energiemanagementsystem 
einzuführen. Dies gilt sinngemäß für nach den wohnbauförderungsrechtlichen 
Vorschriften geförderte Vorhaben der Gemeinden. 
 

§ 2 
Förderungsgegenstand und allgemeine Bestimmungen 

(1) Das Land hat die gemäß § 6 zur Verfügung stehenden Mittel zur 
Gewährung von Wohnbeihilfen zur Vermeidung unzumutbarer Wohnungsau-
fwandsbelastungen und zur Förderung der Schaffung und Erhaltung von 
Wohnraum zu verwenden. Dazu zählen insbesondere 
 1. die Errichtung von Wohnraum durch Neu-, Um-, Ein- oder Zubauten, 
 2. die Wohnraumsanierung und Revitalisierung erhaltenswerten 

Altbestandes, 
 3. Maßnahmen zur Erleichterung der Eigenmittelaufbringung. 

(2) Die Zweckbindung nach Abs. 1 gilt nicht für Rückflüsse aus Förderungen 
des Wohnbaus und der Wohnhaussanierung, die bis 31. Dezember 2000 
zugesichert wurden. 

(3) Förderungen dürfen nur gewährt werden, 
 1. auf Antrag, 
 2. wenn die Finanzierung des Bauvorhabens gesichert ist, und 
 3. nach Maßgabe der für die einzelnen Förderungsbereiche jeweils zur 

Verfügung stehenden Mittel. 
Soweit es Bedarf und zur Verfügung stehende Mittel erforderlich machen, ist eine 
Reihung der Förderungsansuchen nach dem Datum des Einlangens vorzunehmen. 

(4) Auf Förderungen im Sinn dieses Gesetzes besteht kein Rechtsanspruch. 

(5) Anträge und Amtshandlungen nach diesem Gesetz sind von Landes- und 
Gemeindeverwaltungsabgaben befreit. 

(6) Die Förderung von Gemeinden und Gemeindeverbänden, 
gemeinnützigen Bauvereinigungen und von Einrichtungen nach § 16 Abs. 1 Z 2 
lit. c erfolgt auf der Grundlage dieses Gesetzes, seiner 
Durchführungsverordnungen und der auf Grundlage dieses Gesetzes erlassenen 
Richtlinien zur Erfüllung von gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen als soziale 
Wohnbauförderung. Die Förderungszusicherung und die Urkunde über die 
Einverleibung eines Pfandrechtes auf der Bauliegenschaft (§ 11) bestimmen den 

 
 
 

4. In § 2 Abs. 1 entfällt die Wortfolge 
.  
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Fördergegenstand, die Art und das Ausmaß der Förderung und die vom 
Förderwerber einzuhaltenden und zu erfüllenden Verpflichtungen. 

(7) Förderungen nach diesem Gesetz werden nicht gewährt für Gebäude, die 
im Eigentum oder in der Benützung eines fremden Staates, einer internationalen 
Organisation, eines Diplomaten, eines Konsuls oder einer sonstigen 
ausländischen, mit diplomatischen Vorrechten und Immunitäten ausgestatteten 
Person stehen, sofern diese Gebäude zur Unterbringung von diplomatischen 
Vertretungen oder zu Wohnzwecken von als exterritorial anerkannten Personen 
verwendet werden. 

 
 

§ 5 
Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieses Gesetzes gelten: 
 1. als Wohnraum: 
 a) Eigenheim: ein Gebäude mit höchstens zwei Wohnungen, wovon eine 

zur Benützung durch den Förderungswerber bestimmt ist; 
 b) Gruppenwohnbau: mindestens drei Eigenheime, die als Gesamtprojekt 

gemeinsam geplant und in gekuppelter oder geschlossener Bauweise 
errichtet werden und deren Grundstücksbedarf einschließlich der 
verbauten Fläche 500 m² je Gebäude nicht übersteigt; 

 c) mehrgeschossiger Wohnbau: mindestens drei in einem 
mehrgeschossigen Wohngebäude gelegene Wohnungen, wobei 
mehrere aneinandergebaute, durch Stiegenhäuser getrennte 
Wohneinheiten als eigenständige Gebäude gelten; 

 d) Wohnung: eine zur ganzjährigen Bewohnung geeignete, baulich in 
sich abgeschlossene normal ausgestattete Wohnung, die mindestens 
aus Zimmer, Küche (Kochnische), WC und Bade- oder 
Duschgelegenheit besteht und deren Nutzfläche nicht weniger als 25 
m² beträgt; bei zu sanierenden und sanierten Wohnhäusern entfällt das 
Erfordernis der baulichen Abgeschlossenheit; bei bäuerlichen 
Wohngebäuden mit zwei Wohnungen muss nur die zweite Wohnung 
baulich in sich abgeschlossen sein; bei Wohngemeinschaften oder 
Wohnverbundsystemen oder besonderen Wohnformen (zB für ältere 
Menschen oder Menschen mit Behinderung) kann vom Erfordernis der 
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Abgeschlossenheit und der Mindestausstattung einer Wohnung sowie 
der maximalen Nutzfläche von 150 m² iSd Z 2 abgesehen werden; 

 e) Wohnheim: ein zur Befriedigung des ständigen Wohnbedürfnisses 
seiner Bewohner bestimmtes Heim, das neben den Wohn- und 
Schlafräumen auch die für die Unterbringung des Personals und der 
Verwaltung erforderlichen Räume, Verkehrsflächen und allenfalls 
auch gemeinsame Küchen-, Speise-, Aufenthalts- und zur 
vorübergehenden Unterbringung von Heimbewohnern bestimmte 
Krankenräume sowie allenfalls gemeinsame sanitäre Anlagen enthält; 
nicht als Wohnheime gelten Heime nach dem Kärntner Heimgesetz, 
LGBl. Nr. 7/1996; 

 f) Doppelhäuser: zwei auf je einer Liegenschaft befindliche, unmittelbar 
aneinander gebaute Gebäude mit jeweils höchstens zwei Wohnungen, 
von denen jeweils eine zur Benützung durch die Eigentümer bestimmt 
ist; 

 g) Reihenhäuser: mindestens drei höchstens zweigeschossige, mit Keller 
dreigeschossige Wohnhäuser, die nur von außen begehbar sind und die 
als Gesamtanlage in gekuppelter oder geschlossener Bauweise geplant, 
eingereicht und errichtet werden; 

 2. als Wohnhaus: ein Gebäude, welches auch Wohnzwecken dient, wobei 
die Wohnungen den Bestimmungen des I. Abschnittes entsprechen und 
die Nutzfläche der Wohnungen, ausgenommen bei Eigenheimen, 150 m² 
nicht übersteigt; 

 3. als geförderter Wohnraum: Wohnraum, für den rückzahlbare 
Förderungsbeträge noch nicht vollständig zurückgezahlt sind oder 
Zuschüsse noch gewährt werden; 

 4. als sonstiges Gebäude: ein Gebäude, das nicht Wohnzwecken dient, das 
aber nach Abschluss von Bau- oder Sanierungsmaßnahmen zur 
ganzjährigen Wohnnutzung geeigneten Wohnraum aufweist; 

 5. als normale Ausstattung: eine Ausstattung, die bei größter 
Wirtschaftlichkeit des Baukostenaufwandes und der Anschaffungs-, 
Betriebs-, Instandhaltungs- und Entsorgungskosten und bei einwandfreier 
Ausführung nach dem jeweiligen Stand der Technik, insbesondere 
hinsichtlich des Schall-, Wärme-, Feuchtigkeits- und Abgasschutzes 
sowie der Anschlussmöglichkeit an Fernwärme in hiefür in Betracht 
kommenden Gebieten, den zeitgemäßen Wohnbedürfnissen entspricht; 
sie umfasst eine Wärmeversorgung, die über eine zentrale 
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Wärmeverteilung für sämtliche Wohnräume erfolgt; es dürfen keine 
Baustoffe verwendet werden, die eine Beeinträchtigung der Gesundheit 
von Menschen bei der Bauausführung des Objektes bewirken; die 
Baustoffe dürfen im Verlauf des Lebenszyklus keine klimaschädigenden, 
halogenierten Gase in die Atmosphäre freisetzen; 

 6. als Nutzfläche: die gesamte Bodenfläche einer Wohnung einschließlich 
Loggien und Wintergärten abzüglich der Wandstärken und der im Verlauf 
der Wände befindlichen Durchbrechungen (Ausnehmungen); bei 
größeren Wohnanlagen auch die Bodenfläche der Räumlichkeiten, die 
den Bewohnern der Wohnanlage als Gemeinschaftsräume oder der 
Verwaltung dienen; beim Abzug der Wandstärken ist von der Netto-
Grundrissfläche auszugehen und bei Bauten mit verputzten oder 
verkleideten Wänden die aus den Planmaßen (Rohbaumaße) errechnete 
Grundrissfläche um 2 % zu verringern; Keller- und Dachbodenräume, 
soweit sie ihrer Lage, baulichen Ausgestaltung, Raumhöhe und 
Ausbaumöglichkeit nach für Wohnzwecke nicht geeignet sind, Treppen, 
Balkone, Terrassen sowie für landwirtschaftliche Zwecke spezifisch 
ausgestattete Räume in Verbindung mit einer Wohnung sind bei der 
Berechnung der Nutzfläche nicht zu berücksichtigen; 

 7. als Gesamtbaukosten für Förderungen nach dem III. Abschnitt: 
 a) die Kosten der Errichtung von Wohnraum und der mit einer 

Wohneinheit in direktem räumlichen Zusammenhang stehenden 
Balkone und Terrassen, 

 b) die Kosten der förderbaren Garagen- und Einstellplätze, 
Fahrradabstellplätze, Ladeinfrastruktur für Elektrofahrzeuge, 
Mobilitätskonzepte und deren Umsetzung, 

 c) die Kosten jener Anlagen und Gebäudeteile, die der gemeinsamen 
Benützung der Bewohner dienen, wie Freizeitflächen und 
Kinderspielplätze, 

 d) die Kosten der Errichtung von Gehsteigen, Gehwegen und 
Straßenbeleuchtung innerhalb der Bauliegenschaft, 

 e) Anschlussgebühren und Aufschließungskosten innerhalb der 
Bauliegenschaft sowie sonstige Baunebenkosten (zB Kosten der Bau- 
und Grünraumplanung, Bauaufsicht, Bauverwaltung, 
Finanzierungskosten, Kosten der soziologischen Begleitung), 

 f) die Umsatzsteuer, soweit sie nicht als Vorsteuer abgezogen werden 
kann, sowie 
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 g) die Abbruch- und Entsorgungskosten, 
 h) der Kaufpreis kann im Fall der Errichtung von mehr als zwei 

Wohnungen oder eines Wohnheimes, die die Voraussetzungen nach 
§ 16 Abs. 1 Z 3 erfüllen, für den nicht länger als fünf Jahre 
zurückliegenden Erwerb der vorhandenen Bausubstanz (ohne 
Grundkosten) in die Gesamtbaukosten eingerechnet werden; die 
Angemessenheit des Kaufpreises ist durch ein Schätzgutachten eines 
Ziviltechnikers einschlägiger Fachrichtung oder eines gerichtlich 
beeideten Sachverständigen nachzuweisen; 

 8. als Baukosten einer Wohnung: der Anteil an den Gesamtbaukosten und 
Abbruch- und Entsorgungskosten, der nach dem bei der Endabrechnung 
angewendeten Berechnungsschlüssel auf die einzelne Wohnung entfällt; 

 9. als Wohnungen und Wohnhäuser in verdichteter Bauweise: Wohnungen 
und Wohnhäuser, die als Teile einer grundsparenden Gesamtanlage 
errichtet werden und deren Grundstücksbedarf einschließlich der 
verbauten Fläche, Aufschließungs- und Nebenflächen im Durchschnitt 
für jede Wohnung 500 m² nicht übersteigt; 

 10. als barrierefreie bauliche Anlagen: bauliche Anlagen, wenn sie für 
Menschen mit Behinderung in der allgemein üblichen Weise, ohne 
besondere Erschwernis und grundsätzlich ohne fremde Hilfe zugänglich 
und nutzbar sind; 

 11. als betreubares Wohnen: Wohnungen, die Menschen mit Behinderung, 
Menschen mit besonderen Bedürfnissen und Menschen mit 
altersbedingten Einschränkungen eine selbständige Lebensführung 
ermöglichen; 

 12. als Reconstructing: Abbruch von Wohngebäuden mit erheblichem 
Sanierungsbedarf und Errichtung eines neuen Wohngebäudes am 
gleichen Grundstück oder in räumlicher Nähe mit zeitgemäßem Standard; 

 13. als Fernwärme: die Verteilung thermischer Energie in Form von Dampf 
oder heißem Wasser von einer zentralen Erzeugungsquelle durch ein Netz 
an mehrere Gebäude oder Anlagen zur Nutzung von Raum oder 
Prozesswärme; 

 14. als nahestehende Person: der Ehegatte (die Ehegattin), Verwandte in 
gerader Linie einschließlich der Adoptiv- und Pflegekinder, Geschwister, 
Verschwägerte in gerader Linie (dies gilt für eingetragene Partner 
sinngemäß), eine Person, die mit dem Eigentümer (Mieter) in einer in 
wirtschaftlicher Hinsicht mit einer Ehe vergleichbaren 
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Haushaltsgemeinschaft lebt (Lebensgefährte) und der eingetragene 
Partner, einschließlich deren eigene und adoptierte Kinder und 
Pflegekinder; 

 15. als Jungfamilie: 
 a) ein Ehepaar mit oder ohne Kinder oder eine eingetragene 

Partnerschaft, wenn beide Ehegatten oder eingetragene Partner das 35. 
Lebensjahr zum Zeitpunkt der Antragstellung noch nicht vollendet 
haben; 

 b) Lebensgefährten, wenn beide das 35. Lebensjahr zum Zeitpunkt der 
Antragstellung noch nicht vollendet haben und zumindest einer ein 
oder mehrere eigene oder adoptierte, haushaltszugehörige Kinder, für 
welche Familienbeihilfe bezogen wird, aufweist; 

 c) Alleinstehende, wenn sie das 35. Lebensjahr zum Zeitpunkt der 
Antragstellung noch nicht vollendet haben und ein oder mehrere 
eigene oder adoptierte, haushaltszugehörige Kinder, für welche 
Familienbeihilfe bezogen wird, aufweisen; 

 16. als österreichischen Staatsbürgern gleichgestellt: 
 a) Ausländer, die die österreichische Staatsbürgerschaft nach dem 

6. März 1933 verloren haben, aus politischen, rassischen oder 
religiösen Gründen aus Österreich auswandern mussten, wieder nach 
Österreich zurückgekehrt sind und beabsichtigen, sich für ständig in 
Österreich niederzulassen; 

 b) Personen, deren Flüchtlingseigenschaft nach den bundesrechtlichen 
Vorschriften festgestellt ist und die zum Aufenthalt im Bundesgebiet 
berechtigt sind; 

 c) Staatsangehörige eines anderen Vertragsstaates des Abkommens über 
den Europäischen Wirtschaftraum sowie Personen, denen nach dem 
Recht der Europäischen Union oder aufgrund eines Staatsvertrages 
dieselben Rechte in Wohnbauförderungsangelegenheiten zu gewähren 
sind wie österreichischen Staatsbürgern; 

 17.  
 a) als Einkommen vorbehaltlich der Bestimmungen der 

lit. b: 
 aa) bei Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit, sofern sie nicht zur 

Einkommensteuer veranlagt werden: 
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 die Bruttobezüge im Sinn des § 25 des Einkommensteuergesetzes 1988 
abzüglich 

  Werbungskosten gemäß § 16 EStG 1988 
  gesetzlicher Abfertigungen gemäß § 67 Abs. 3 EStG 1988 und 

Kapitalabfindungen seitens der Betrieblichen Vorsorgekasse 
  steuerlich begünstigter freiwilliger Abfertigungen gemäß § 67 

Abs. 6 EStG 1988 
  außergewöhnlicher Belastungen gemäß § 34 EStG 1988 
  der Freibeträge gemäß §§ 35, 104, 105 und 106a EStG 1988 

(Freibetrag für Behinderung, Landarbeiterfreibetrag, 
Opferausweisinhaber, Kinderfreibetrag), 

  der darauf entfallenden Einkommensteuer (Lohnsteuer) 
 bb) bei Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit, sofern sie zur 

Einkommensteuer veranlagt werden: 
das Einkommen gemäß § 2 Abs. 2 EStG 1988 abzüglich 

  der darauf entfallenden Einkommensteuer (Lohnsteuer) und 
zuzüglich der Beträge gemäß 

 + § 18 EStG 1988 (Sonderausgaben) 
 + § 67 Abs. 1 und 2 EStG 1988 (sonstige Bezüge) 
 + § 68 EStG 1988 (steuerfreie Bezüge); 
 cc) bei Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit bei Zusammentreffen 

mit Einkünften aus anderen Einkunftsarten (§ 2 Abs. 3 Z 1, 2, 3, 
5, 6 und 7 EStG 1988): 
Einkünfte nach lit. aa zuzüglich des nach lit. dd ermittelten 
Betrages; bei Zusammentreffen von Einkünften aus 
nichtselbständiger Arbeit mit Einkünften aus anderen 
Einkunftsarten gelten die Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit 
als Einkommen, sofern die Einkünfte aus den anderen 
Einkunftsarten negativ sind; 

 dd) bei Einkünften gemäß § 2 Abs. 3 Z 1, 2, 3, 5, 6 und 7 EStG 1988: 
 das Einkommen gemäß § 2 Abs. 2 EStG 1988 abzüglich 
  der darauf entfallenden Einkommensteuer und zuzüglich der 

Beträge gemäß 
 + § 10 EStG 1988 (Gewinnfreibetrag) 
 + § 18 EStG 1988 (Sonderausgaben) 
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 + § 24 Abs. 4 EStG 1988 (Freibetrag für Veräußerungsgewinn 
Betriebe) 

 + § 31 Abs. 3 EStG 1988 (Freibetrag Einkünfte aus 
Spekulationsgeschäften) 

 + § 41 Abs. 3 EStG 1988 (Veranlagungsfreibetrag) 
 + negative Einkünfte aus der steuerschonenden Veranlagung und 

sich daraus ergebende Verlustvorträge 
 ee) bei pauschalierten Land- und Forstwirten ist die 

Einkommensermittlung nach der Verordnung der 
Bundesministerin für Finanzen über die Aufstellung von 
Durchschnittssätzen für die Ermittlung des Gewinnes aus Land- 
und Forstwirtschaft (Land- und Forstwirtschaft-
Pauschalierungsverordnung 2015  LuF-PauschVO 2015), 
BGBl. II Nr. 125/2013, durchzuführen; 

 ff) alle Einkünfte, die aufgrund des EStG 1988 steuerfrei belassen 
sind und weder Sachleistungen noch zur Abdeckung von 
besonderen Aufwendungen bestimmte Leistungen darstellen; 
ferner ausländische Einkünfte im Umfang der Einkünfte nach den 
sublit. aa) bis ee) und dem ersten Halbsatz, soweit diese nicht 
bereits durch Anwendung der sublit. aa) bis ee) und dem ersten 
Halbsatz Berücksichtigung gefunden haben (zB aufgrund von 
Doppelbesteuerungsabkommen), wobei die darauf entfallenden 
ausländischen Einkommensteuern in Abzug zu bringen sind; 

 gg) gesetzlich, gerichtlich oder vertraglich festgesetzte 
Unterhaltsleistungen. Wenn für Kinder dauernd getrennt lebender 
Eltern Unterhaltsansprüche nicht entsprechend verfolgt werden, 
ist mindestens von einer Unterhaltsleistung auszugehen, die dem 
jeweiligen Mindeststandard der Geldleistungen der sozialen 
Mindestsicherung entspricht. Unter gleichen Voraussetzungen 
sind solche tatsächlich geleisteten Unterhaltsleistungen beim 
Zahlungsverpflichteten einkommensmindernd zu berücksichtigen. 

 b) Nicht als Einkommen im Sinn dieses Gesetzes gelten: 
  Familienbeihilfen, 
  Familienförderung des Landes, 
  Pflegegeld auf Grund bundes- oder landesrechtlicher Vorschriften, 
  Leistungen aus dem Grund der Behinderung, 
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  Versorgungsleistungen und Geldleistungen nach dem 
Heeresversorgungsgesetz, dem Heeresentschädigungsgesetz, dem 
Kriegsopferversorgungsgesetz 1957, dem Opferfürsorgegesetz, 
dem Verbrechensopfergesetz, dem Kriegsgefangenen-
entschädigungsgesetz, dem Impfschadengesetz, dem Contergan-
hilfeleistungsgesetz und dem Heimopferrentengesetz 

  Heilungskosten, 
  Schmerzensgeld, 
  Abfertigungen, 
  einmalige Prämien, Belohnungen. 
 18. als Jahreseinkommen: 
 a) bei nicht zur Einkommensteuer veranlagten Personen das Einkommen 

gemäß Z 17 lit. a sublit. aa in dem der Antragstellung und dem 
Abschluss des Übertragungsgeschäftes (Anwart-schafts-, Vorvertrag 
udgl.) vorangehenden Kalenderjahr; 

 b) bei zur Einkommensteuer veranlagten Personen das Einkommen 
gemäß Z 17 lit. a sublit. bb, cc und dd des der Antragstellung und dem 
Abschluss des Übertragungsgeschäftes (Anwartschafts-, Vorvertrag 
udgl.) vorangegangenen veranlagten Kalenderjahres; 

 c) bei der Prüfung des Einkommens können von Amts wegen weitere 
Nachweise oder Erklärungen verlangt werden. Insbesondere kann zur 
Ermittlung eines Durchschnittswertes in Fällen nach lit. b, 
beispielsweise bei Vorliegen von Negativeinkommen, die Vorlage der 
Einkommensteuerbescheide für die letzten drei Kalenderjahre verlangt 
werden; 

 d) in Fällen nach lit. a darf auf Antrag vom durchschnittlichen 
Einkommen der letzten drei Monate ausgegangen werden, wenn sich 
das Einkommen um mindestens 30 % verringert hat; 

 e) in Fällen nach lit. b darf für die Gewährung von Wohnbeihilfe auf 
Antrag vom durchschnittlichen Einkommen der letzten drei Monate 
ausgegangen werden, wenn sich das Einkommen um mindestens 30 % 
verringert hat; 

 19. als Familieneinkommen: die Summe der Einkommen des 
Förderungswerbers (Käufer oder Mieter) und der mit ihm im 
gemeinsamen Haushalt lebenden Personen mit Ausnahme der zur 
Haushaltsführung oder Pflege beschäftigten Arbeitnehmer oder 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

5. § 5 Z 18 lit. e entfällt. 
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Selbständigen; in aufrechter Ehe und bei Lebenspartnerschaften sind die 
Einkünfte des Partners beim Familieneinkommen auch dann zu 
berücksichtigen, wenn getrennte Hauptwohnsitze geführt werden; 
Lehrlingsentschädigungen sind im Ausmaß von 30% beim 
Familieneinkommen zu berücksichtigen, sofern die Bezieher dieser 
Lehrlingsentschädigungen mit Eltern oder Großeltern im gemeinsamen 
Haushalt wohnen; Studienbeihilfen, Einkünfte aus Ferialbeschäftigungen 
und Einkünfte aus Praktika, die im Rahmen der schulischen Ausbildung 
oder des Studiums absolviert werden, zählen nicht zum 
Familieneinkommen, sofern die Bezieher dieser Einkünfte mit Eltern 
oder Großeltern im gemeinsamen Haushalt wohnen; 

 20. als Ersterwerb: der erstmalige Eigentumserwerb von Wohnraum direkt 
vom Errichter; 

 21. als begünstigte Person: jede natürliche Person, wenn sie 
 a) volljährig ist, wobei von dieser Voraussetzung in begründeten 

Ausnahmefällen abgesehen werden kann, insbesondere, wenn an der 
Wohnung lediglich Miteigentum besteht oder begründet werden soll, 
oder es sich um Überlassung von Wohnraum durch gemeinnützige 
Bauvereinigungen, Gemeinden und Gemeindeverbände oder 
Einrichtungen nach § 16 Abs. 1 Z 2 lit. c handelt; 

 b) einen Bedarf an dem geförderten Wohnraum nachweisen kann, wobei 
ein solcher insbesondere anzunehmen ist, wenn 

 aa) der Bedarf an einer anderen Wohnung aufgrund geänderter 
Familienverhältnisse oder aus gesundheitlichen Gründen besteht; 

 bb) der Bedarf an einer anderen Wohnung wegen eines 
berufsbedingten Ortswechsels besteht; 

 cc) eine wesentliche Änderung der finanziellen Verhältnisse des 
Förderungswerbers eingetreten ist; 

 dd) von einer nicht geförderten in eine geförderte Wohnung 
gewechselt wird; 

 c) die erweisliche oder aus den Umständen hervorgehende Absicht hat, 
ausschließlich das geförderte Objekt zur Befriedigung ihres 
dringenden, ganzjährig gegebenen Wohnbedürfnisses regelmäßig und 
als Hauptwohnsitz zu nutzen; das Erfordernis der Nutzung des 
geförderten Objektes als Hauptwohnsitz gilt nicht für Bewohner eines 
Wohnheimes und von Wohnverbundsystemen von Einrichtungen iSv 
§ 16 Abs. 1 Z 2 lit. c; 
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 d) sich verpflichtet, ihre Rechte an der Wohnung, die sie bisher zur 
Befriedigung ihres Wohnbedürfnisses regelmäßig verwendet hat, 
binnen einem halben Jahr nach Bezug der geförderten Wohnung 
aufzugeben; Ausnahmen gelten bei Bezug einer 
Dienstnehmerwohnung und sind darüber hinaus mit Zustimmung des 
Landes zulässig, wenn die begünstigte Person die bisherige Wohnung 
aus beruflichen Gründen für sich selbst dringend benötigt oder wenn 
Verwandte in gerader Linie diese Wohnung zur Befriedigung ihres 
dringenden Wohnbedürfnisses verwenden; 

 e) über ein Jahreseinkommen (Familieneinkommen) verfügt, das das 
höchstzulässige Jahreseinkommen gemäß Z 22 nicht übersteigt und 

 f) österreichischer Staatsbürger oder gemäß Z 16 einem solchen 
gleichgestellt ist; 

 22. als höchstzulässiges Jahreseinkommen (Familieneinkommen) iSd Z 21 
lit. e: 

 bei einer Haushaltsgröße von 
1 Person 48.000,- Euro, 
2 Personen 74.000,- Euro, 
für jede weitere Person jeweils 7.000,- Euro zusätzlich; 
Die Beträge vermindern oder erhöhen sich entsprechend den Änderungen 
des von der Statistik Austria verlautbarten Verbraucherpreisindex 2005 
oder eines an seine Stelle tretenden Indexes nach der Ausgangsbasis der 
Indexzahl für Dezember 2015, sobald die Änderung dieses Indexes seit 
der letzten Festsetzung 10 % überschreiten. Die sich so ergebende Höhe 
der Beträge nach Z 1 ist jeweils auf volle 1000,- Euro aufzurunden. Die 
sich daraus ergebenden Änderungen der Beträge sind durch Verordnung 
der Landesregierung kundzumachen. 

 23. als Mietvertrag auch ein genossenschaftlicher Nutzungsvertrag, als 
Mietwohnung auch die auf Grund eines solchen Vertrages benutzte 
Wohnung, als Mieter auch der auf Grund eines solchen Vertrages 
Nutzungsberechtigte, als Mietzins auch das auf Grund eines solchen 
Vertrages zu bezahlende Nutzungsentgelt; 

 24. als gemeinnützige Bauvereinigung: 
 a) Bauvereinigungen nach dem Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz  

WGG, BGBl. Nr. 139/1979; 
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 b) sonstige Bauvereinigungen mit Sitz in der Europäischen Union oder in 
einem Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum oder in einem Staat, dessen Angehörigen Österreich 
aufgrund rechtlicher Verpflichtungen im Rahmen der Europäischen 
Integration das Recht auf Niederlassungs- oder Dienstleistungsfreiheit 
zu gewähren hat, soweit sie eine gleichartige Aufgabenstellung 
aufweisen und einer gleichwertigen Aufsicht unterliegen wie 
Bauvereinigungen gemäß lit. a; 

 25. als Nachverdichtung: Nutzung von freiliegenden Flächen innerhalb einer 
bestehenden Bebauung (zB Schließen von Baulücken, Abriss 
vorhandener Bauten und Neubau, Aufstocken von vorhandenen Bauten, 
Dachgeschossausbau uä.). 

 

§ 7 
Arten der Förderung 

Die Förderung kann erfolgen durch die Gewährung von 
 1. Förderungskrediten, 
 2. Annuitätenzuschüssen und rückzahlbaren Annuitätenzuschüssen, 
 3. Eigenmittelersatzkrediten, 
 4. Zuschüssen, 
 5. Wohnbeihilfe. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

6. In § 7 wird in Z 4 der Beistrich durch einen Punkt ersetzt und entfällt Z 5. 
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VIII. Abschnitt 
Wohnbeihilfe 

§ 34 
Förderungsvoraussetzungen 

(1) Die Wohnbeihilfe kann vom Hauptmieter einer Wohnung beantragt 
werden, wenn er durch den Wohnungsaufwand einer Mietwohnung unzumutbar 
belastet wird. 

(2) Wohnbeihilfe darf nur auf Antrag gewährt werden. Wohnbeihilfe darf nur 
gewährt werden, wenn 
 1. der Antragsteller die Wohnung zur Befriedigung seines dringenden, 

ganzjährig gegebenen Wohnbedürfnisses regelmäßig bewohnt, 
 2. der Antragsteller österreichischer Staatsbürger oder diesem iSd § 5 Z 16 

gleichgestellt ist, 
 3. das Mietverhältnis nicht zwischen nahestehenden Personen iSd § 5 Z 14 

besteht, 
 4. das Mietverhältnis nicht zum Dienstgeber besteht, es sei denn, der Mieter 

hat einen ortsüblichen Mietzins zu leisten, und 
 5. der Hauptmietzins das angemessene Entgelt nach dem 

Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz, BGBl. Nr. 139/1979, oder den für 
das Bundesland Kärnten jeweils gültigen Richtwert ohne Zuschläge für 
eine gemietete Wohnung der Ausstattungskategorie A nach den 
mietrechtlichen Vorschriften nicht übersteigt. 

7. Der VIII. Abschnitt mit den §§ 34 bis 41 entfällt. 
 

§ 35 
Ausmaß der Wohnbeihilfe 

Die Wohnbeihilfe ist in der Höhe zu gewähren, die sich aus dem Unterschied 
zwischen dem anrechenbaren (§ 36) und dem zumutbaren Wohnungsaufwand 
(§ 37) je Monat ergibt. 

 

 

§ 36 
Anrechenbarer Wohnungsaufwand 

(1) Als anrechenbarer Wohnungsaufwand gilt der im Mietvertrag festgelegte, 
gesetzlich zulässige Hauptmietzins bzw. das Entgelt gemäß dem 
Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz, BGBl. Nr. 139/1979, jeweils ohne 
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Umsatzsteuer, jedoch höchstens ein nach der Haushaltsgröße gestaffelter 
Höchstbetrag. Ist der Mietzins in einem Pauschalbetrag inklusive Betriebskosten 
und Umsatzsteuer festgesetzt oder sind einzelne Mietzinsbestandteile nicht 
nachvollziehbar, gilt als Hauptmietzins iSd ersten Satzes 50% des vereinbarten 
Mietzinses. 

(2) Der Höchstbetrag iSd Abs. 1 ist durch Verordnung der Landesregierung 
unter Bedachtnahme auf die Anzahl der im gemeinsamen Haushalt lebenden 
Personen festzusetzen. Bei Mietwohnungen, die im Hinblick auf Größe, 
Ausstattung oder Abgeschlossenheit nicht als Wohnung iSd § 5 Z 1 lit. d zu 
bezeichnen sind, ist der als Höchstbetrag festgelegte anrechenbare 
Wohnungsaufwand um einen angemessenen Betrag zu verringern. Bei 
Jungfamilien ist jener Höchstbetrag heranzuziehen, der der Zahl der tatsächlich im 
gemeinsamen Haushalt lebenden Personen, erhöht um die Zahl eins entspricht. 

(3) Für den Fall des Todes einer haushaltsangehörigen Person während des 
Zeitraumes, in dem die Wohnbeihilfe gewährt wird, ist bei der Berechnung der 
anrechenbaren Wohnungsaufwandsbelastung für die Dauer des laufenden 
Berechnungszeitraumes und der unmittelbar daran anschließenden 
Berechnungszeiträume der Wohnbeihilfe, längstens jedoch für den Zeitraum von 
drei Jahren ab dem Todesfall, auf die bisherige Anzahl der im gemeinsamen 
Haushalt lebenden Personen abzustellen, sofern nicht ein Wechsel in der 
Wohnadresse des Antragstellers eintritt. 

(4) Der Wohnungsaufwand iSd Abs. 1 verringert sich um anderweitige 
Zuschüsse, die zur Minderung der Wohnungsaufwandsbelastung gewährt werden. 

(5) Durch Richtlinien der Landesregierung darf vorgesehen werden, dass bei 
Wohnungen im strukturschwachen ländlichen Raum der anrechenbare 
Wohnungsaufwand iSd Abs. 1 um einen Zuschlag zu erhöhen ist. 

(6) Soweit ein Zuschlag iSd Abs. 5 vorgesehen wird, hat die Landesregierung 
in den Richtlinien näher zu regeln, welche Gemeinden außerhalb der 
Sitzgemeinden der Bezirkshauptmannschaften, insbesondere im Hinblick auf die 
periphere Lage und die negative Bevölkerungsentwicklung zum 
strukturschwachen ländlichen Raum iSd Abs. 5 zählen. 
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§ 37 
Zumutbarer Wohnungsaufwand 

(1) Der zumutbare Wohnungsaufwand ist durch Verordnung der 
Landesregierung unter Bedachtnahme auf die Anzahl der im gemeinsamen 
Haushalt lebenden Personen und des Familieneinkommens festzusetzen. Bei der 
Berechnung des Familieneinkommens ist auch das Einkommen jener Personen mit 
einzubeziehen, für die ein meldemäßiger Nachweis nicht vorliegt, die jedoch 
regelmäßig in der Wohnung des Antragstellers wohnen und selbst keinen 
Wohnungsaufwand zu tragen haben. Bis zu einem Familieneinkommen von 

 893,- monatlich ist eine Wohnungsaufwandsbelastung nicht zumutbar. Der 
zumutbare Wohnungsaufwand darf bis zu einem Familieneinkommen von 

 1417,- 25 % des Familieneinkommens nicht übersteigen. 

(1a) Die Landesregierung hat mit Verordnung die in Abs. 1 genannten 
Geldbeträge entsprechend den Änderungen des von der Bundesanstalt Statistik 
Austria verlautbarten Verbraucherpreisindex 2015 oder eines jeweils an seine 
Stelle tretenden Indexes spätestens bis zum 31. Dezember jeden Jahres neu 
festzusetzen. Für die Berechnung der Indexänderung sind jeweils die Indexzahlen 
vom August des laufenden und des vorangegangenen Jahres zu vergleichen. Die 
sich so ergebenden Beträge sind auf einen vollen Euro auf- oder abzurunden, 
wobei Beträge unter 50 Cent abzurunden und Beträge ab 50 Cent aufzurunden 
sind. Die Verordnung ist jeweils mit dem Beginn des der Indexänderung folgenden 
Kalenderjahres in Kraft zu setzen. 

(2) Bei gesetzlich unterhaltsberechtigten Kindern, die nicht im Haushalt der 
Unterhaltspflichtigen wohnen, ist als zumutbarer Wohnungsaufwand ein Betrag 
heranzuziehen, der den durchschnittlichen Kosten eines Heimplatzes entspricht. 
Die näheren Bestimmungen sind mit Verordnung der Landesregierung zu treffen. 

(3) Bei Antragstellern, die die Bestreitung des Lebensunterhaltes weder durch 
ein eigenes Einkommen, Unterhalt, Beihilfen oder sonstige über öffentliche 
Einrichtungen gewährte Unterstützungen nachweisen können oder bei denen die 
Wohnungsaufwandsbelastung über einen längeren Zeitraum hinweg das 
nachgewiesene Einkommen, Unterhalt, Beihilfen oder sonstige über öffentliche 
Einrichtungen gewährte Unterstützungen übersteigt, ist als zumutbarer 
Wohnungsaufwand jedenfalls ein pauschaler Selbstbehalt, dessen Höhe durch 
Verordnung der Landesregierung angemessen festzusetzen ist, zu Grunde zu 
legen. 
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(4) Für folgende Personen ist die zumutbare Wohnungsaufwandsbelastung 
niedriger als für sonstige Antragsteller festzusetzen: 
 1. Antragsteller und im gemeinsamen Haushalt lebende Personen sowie 

deren Angehörige mit einem Grad der Behinderung von mindestens 50 % 
iSd § 35 EStG 1988, 

 2. Familien und eingetragene Partnerschaften, bei denen ein Angehöriger 
einen Grad der Behinderung von mindestens 50 % iSd § 35 EStG 1988 
aufweist,   

 3. Familien und eingetragene Partnerschaften mit mindestens drei Kindern, 
für die Familienbeihilfe bezogen wird,  

 4. Jungfamilien iSd § 5 Z 15, und 
 5. Familien und eingetragene Partnerschaften mit einem behinderten Kind 

iSd Familienlastenausgleichsgesetzes 1967. 
Angehörige iS dieser Bestimmungen sind Angehörige iSd § 36a AVG. 

 
 

§ 38 
Verfahrensbestimmungen, 

Melde- und Rückzahlungsverpflichtung 

(1) Die Wohnbeihilfe darf jeweils höchstens auf ein Jahr gewährt werden. 
Die Bewilligung darf auch einen bis sechs Monate vor der Antragstellung 
liegenden Zeitraum umfassen, wenn für diesen Zeitraum keine Wohnbeihilfe 
gewährt wurde und aufgrund außerordentlicher Umstände eine Antragstellung zu 
einem früheren Zeitpunkt nicht möglich war. Für Zeiträume, die mehr als sechs 
Monate vor dem Monat der Antragstellung liegen, ist die Gewährung von 
Wohnbeihilfe ausgeschlossen. Eine Wohnbeihilfe wird nur gewährt, wenn sie 
mindestens 5,  Euro beträgt. Die Überweisung der Wohnbeihilfe an den 
Vermieter oder einen bevollmächtigten Gemeinschaftsverwalter ist zulässig. 

(2) Der Antragsteller hat sämtliche Tatsachen, die eine Änderung der Höhe 
der Wohnbeihilfe oder den Verlust des Anspruches zur Folge haben können, 
innerhalb eines Monates nach deren Bekanntwerden anzuzeigen. Bei Änderung 
der maßgeblichen Voraussetzungen hat eine Neubemessung der Wohnbeihilfe zu 
erfolgen. Die Auszahlung der neu bemessenen Wohnbeihilfe hat jeweils mit der 
Änderung der maßgeblichen Voraussetzungen folgenden Monatsersten zu 
erfolgen. 
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(3) Zu Unrecht empfangene Wohnbeihilfe ist zurückzuzahlen. Das Recht auf 
Rückforderung zu Unrecht empfangener Wohnbeihilfe verjährt in drei Jahren. Die 
Verjährung beginnt mit Ablauf des Jahres, in dem die letzte nicht gebührende 
Wohnbeihilfe ausgezahlt wurde. Die Verjährung wird unterbrochen, wenn die 
Geltendmachung der Rückzahlung dem Ersatzpflichtigen zugegangen ist. 

(4) Die Rückzahlung (Abs. 3) darf in angemessenen Teilbeträgen vereinbart 
werden, wenn sie auf andere Weise nicht möglich oder dem Schuldner nicht 
zumutbar ist. Auf Ansuchen des Schuldners darf die Rückzahlung gestundet oder 
ganz oder teilweise nachgesehen werden, wenn die Rückzahlung nach der Lage 
des Falles, insbesondere unter Berücksichtigung der Familien- und 
Einkommensverhältnisse und des Ausmaßes des allfälligen Verschuldens des 
Schuldners an der Entstehung der Forderung zu besonderen Härten für den 
Schuldner führen würde oder wenn das Verfahren der Rückforderung mit einem 
Aufwand verbunden wäre, der in keinem Verhältnis zu der zu Unrecht gewährten 
Wohnbeihilfe steht. 

 
 

§ 39 
Erlöschen des Anspruchs auf Wohnbeihilfe und Einstellung 

Der Anspruch auf Wohnbeihilfe erlischt bei Wegfall der rechtlichen 
Voraussetzungen, insbesondere wenn 
 1. der Mietvertrag des Antragstellers aufgelöst wird oder 
 2. die Wohnung entgegen den Bestimmungen dieses Gesetzes benützt wird. 
Die Wohnbeihilfe ist mit Beginn des auf die Änderung folgenden Monats 
einzustellen. 

 

 

§ 40 
Wohnbeihilfe für Betriebskosten 

(1) Auf Antrag ist Wohnbeihilfe für Betriebskosten in der Höhe zu gewähren, 
die sich aus dem Unterschied zwischen dem zumutbaren Wohnungsaufwand iSd 
§ 37 und den anrechenbaren Betriebskosten je Monat ergibt. 

 

(2) Als Betriebskosten iSd Abs. 1 gelten alle Betriebskosten iSd 
Mietrechtsgesetzes  MRG, BGBl. Nr. 520/1981, vermindert um anderweitige 
Zuschüsse für Betriebskosten. 
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(3) Als anrechenbare Betriebskosten gelten die im Einzelfall in der 
Mietvorschreibung oder im Mietvertrag ausgewiesenen Betriebskosten, wobei ein 
durch Verordnung der Landesregierung unter Bedachtnahme auf die Anzahl der 
im gemeinsamen Haushalt lebenden Personen festzusetzender Höchstbetrag nicht 
überschritten werden darf. 

(4) §§ 34 Abs. 1, 38 und 39 gelten sinngemäß. 
 

§ 41 
Besondere Wohnbeihilfe 

Durch Verordnung der Landesregierung darf vorgesehen werden, dass 
jungen Beziehern von Wohnbeihilfe im Alter zwischen 18 und 25 Jahren ein 
Zuschlag zur Wohnbeihilfe gewährt wird, wenn sie erstmals eine eigene Wohnung 
beziehen. 

 

 

§ 42 
Ansuchen und Zusicherung 

(1) Anträge auf Gewährung von Förderungskrediten, Zuschüssen, 
Eigenmittelersatzkrediten und Wohnbeihilfen sind an die Landesregierung zu 
richten. Der Förderungswerber hat hiefür die von der Landesregierung zur 
Verfügung gestellten Formblätter, die unter der Homepage des Landes 
(www.ktn.gv.at) zu veröffentlichen sind, zu verwenden. Die Formblätter können 
auch in Form von Online-Formularen zur Verfügung gestellt werden. Die 
Landesregierung darf für Formblätter für Förderungen nach dem VI. Abschnitt 
und Förderungskrediten nach dem II., III., IV. und VI. Abschnitt einen die 
Herstellungskosten deckenden angemessenen Kostenersatz verlangen. 

(2) Zur Entscheidung in allen Einzelangelegenheiten nach diesem Gesetz und 
nach den in Durchführung dieses Gesetzes ergangenen Richtlinien und 
Verordnungen ist die Landesregierung zuständig. 

(3) Den Förderanträgen sind alle zur Beurteilung und Überprüfung des 
Antrages erforderlichen Unterlagen anzuschließen. 

(4) Soweit in diesem Gesetz oder in den zur Durchführung dieses Gesetzes 
erlassenen Richtlinien die Vorlage eines Energieausweises oder eines 
Energieberatungsprotokolls vorgesehen ist, ist den Förderanträgen ein Nachweis 
über die elektronische Übermittlung des Energieberatungsprotokolls und des 

 

 

 

8. In § 42 Abs. 1 wird die Wortfolge 
 durch die Wortfolge  ersetzt. 
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Energieausweises in die dafür vorgesehene Datenbank für Energieausweise 
anzuschließen. 

(5) Förderanträge, welchen eine nach baurechtlichen Vorschriften 
erforderliche Baubewilligung oder ein nach diesem Gesetz oder den dazu 
ergangenen Richtlinien erforderlicher Nachweis über die elektronische 
Übermittlung des Energieausweises oder des Energieberatungsprotokolls an die 
Landesregierung nicht angeschlossen ist, gelten als nicht eingebracht. 

(6) Förderungswerber gemäß §§ 14, 22 und 25 Abs. 2 Z 8 haben 
nachzuweisen, dass sie begünstigte Personen nach § 5 Z 21 sind. 

(7) Die Landesregierung hat sämtliche einlangende Förderungsansuchen 
samt Beilagen auf ihre Vollständigkeit und Schlüssigkeit zu überprüfen und 
jeweils zu vermerken, ob das angesuchte Vorhaben den Bestimmungen dieses 
Gesetzes entspricht und somit förderungsfähig ist. 

(8) Im Falle einer Genehmigung ist dem Förderungswerber eine schriftliche 
Zusicherung zu erteilen. In der Zusicherung und in der Urkunde über die 
Einverleibung eines Pfandrechtes auf der Bauliegenschaft (§ 11) können 
Bedingungen und Auflagen vorgesehen werden, die der Sicherung der Einhaltung 
der Bestimmungen dieses Landesgesetzes und des diesem zugrunde liegenden 
Förderungszweckes dienen. Die Erfüllung der Bestimmungen dieses Gesetzes ist 
jedenfalls in die schriftliche Zusicherung als Bedingung aufzunehmen. 

(9) Im Falle einer Nichtgenehmigung ist dem Förderungswerber eine kurz 
begründete schriftliche Ablehnung seines Ansuchens zu übermitteln. 

(10) Soweit der Förderungswerber im Rahmen von Förderungsanträgen nach 
diesem Gesetz nachweislich falsche Angaben tätigt, ist das Förderansuchen 
abzulehnen. 
 

§ 45 
Datenverarbeitung 

(1) Die Landesregierung ist berechtigt, in Wahrnehmung ihrer Aufgaben 
nach diesem Gesetz nachstehend angeführte personenbezogene Daten des 
Förderungswerbers und der im gemeinsamen Haushalt lebenden oder mit 
Hauptwohnsitz gemeldeten sonstigen Personen zum Zweck der Feststellung der 
Förderungswürdigkeit, der Abwicklung und Sicherung von Förderungskrediten 
sowie der Förderungskontrolle zu verarbeiten: 
 1. Name oder Bezeichnung, 
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 2. Geburtsdatum, Geschlecht, akademischer Grad, Beruf, 
Beschäftigungsdauer, Minderung der Erwerbsfähigkeit, 

 3. Staatsangehörigkeit, Aufenthaltsberechtigungen, 
 4. Adress- und Meldedaten, 
 5. Einkommens-  und Vermögensdaten, Bankverbindung, 
 6. familienrechtliche Merkmale, 
 7. Daten über Gebäude-, Wohnungs- und Grundstücksmerkmale, 
 8. Leistungen für den Wohnungsaufwand, 
 9. Art und Ausmaß von Wohnbauförderungen und Wohnbeihilfen sowie 

Zeitraum, für den diese Förderungen und Beihilfen gewährt werden, 
 10. das bereichsspezifische Personenkennzeichen (bPK, § 9 E-Government-

Gesetz, BGBl. I Nr. 10/2004). 
Die in Z 1 bis 4 und 9 genannten Daten dürfen im Zuge von Anfragen zur 
Feststellung der Förderungswürdigkeit auch anderen Landesregierungen, 
Gemeinden und sonstigen Meldebehörden, Finanzbehörden, dem 
Arbeitsmarktservice, Sozialversicherungsträgern, Trägern der sozialen 
Mindestsicherung und den für die Besorgung der Aufgaben der sozialen 
Mindestsicherung zuständigen Organen übermittelt werden, soweit diese Daten 
zur Besorgung einer gesetzlich übertragenen Aufgabe erforderlich sind. Diese 
Daten dürfen von den Empfängern zu keinem anderen Zweck als zur 
Beantwortung der Anfragen verwendet werden. 

(1a) Die Landesregierung darf die in Abs. 1 Z 2 bis 9 genannten Daten in 
anonymisierter Form für statistische Zwecke verarbeiten. 

(2) Die Träger der Sozialversicherung sind verpflichtet, der Landesregierung 
auf Verlangen personenbezogene Daten, soweit sie darüber verfügen, zu 
übermitteln, wenn diese Daten zur Feststellung der Förderungswürdigkeit eines 
Förderungswerbers und zur Überprüfung der Voraussetzungen für die Gewährung 
von Förderungen nach diesem Gesetz erforderlich sind. Bei diesen Daten handelt 
es sich insbesondere um Einkünfte nach dem EStG 1988, wiederkehrende 
Leistungen aus der gesetzlichen Sozialversicherung und der 
Arbeitslosenversicherung und diesen vergleichbare Leistungen nach bundes- und 
landesrechtlichen Vorschriften sowie Bezüge nach den bezügerechtlichen 
Vorschriften. 

(3) Die Landesregierung ist für Zwecke der Ermittlung von 
personenbezogenen Daten nach Abs. 1 berechtigt, Angaben über den 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

9. In § 45 Abs. 1 Z 9 entfallen die Wortfolgen  sowie 
. 
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Förderungswerber und von Haushaltsmitgliedern, soweit dies zu den in Abs. 1 
genannten Zwecken erforderlich ist, im Zentralen Melderegister im Wege einer 
Verknüpfungsabfrage gemäß § 16a Abs. 3 Meldegesetz 1991 nach dem Kriterium 
des Wohnsitzes zu prüfen, wenn die Angaben des Förderungswerbers 
unvollständig, widersprüchlich oder zweifelhaft sind. 

(4) Die Landesregierung kann die zur Überprüfung des Vorliegens der nach 
diesem Gesetz oder den nach diesem Gesetz erlassenen Verordnungen oder 
Richtlinien vorgesehenen Voraussetzungen für die Gewährung, die Einstellung 
oder die Rückforderung einer Förderung erforderlichen Daten des 
Förderungswerbers sowie der im gemeinsamen Haushalt lebenden Personen 
gemäß § 32 Abs. 6 TDBG 2012 über das Transparenzportal abfragen und 
verarbeiten. 

(5) Die Landesregierung hat Gemeinden auf begründetes Verlangen 
personenbezogene Daten im Sinne des Abs. 1 zu übermitteln, sofern diese Daten 
zur Besorgung einer gesetzlich übertragenen Aufgabe erforderlich sind. 

 
 

§ 46 
Begünstigte Rückzahlung 

(1) Für die vorzeitige gänzliche Rückzahlung von Krediten, die auf Grund 
dieses Landesgesetzes gewährt wurden, wird natürlichen Personen ein Nachlass 
von 25 % der zum Zeitpunkt der Einbringung des Ansuchens noch nicht fälligen 
Kredit- oder Darlehensrestschuld gewährt, wenn 
 1. nicht ein Grund für die Kündigung oder Fälligstellung des 

Förderungskredits gemäß §§ 12 und 13 vorliegt und 
 2. der Antragsteller über ein Jahreseinkommen (Familieneinkommen) 

verfügt, das das höchstzulässige Jahreseinkommen gemäß § 5 Z 22 nicht 
übersteigt. Der Nachlass vermindert sich um Beträge, die der 
Darlehensschuldner in den letzten sieben Jahren vor dem Ansuchen um 
begünstigte Rückzahlung an Wohnbeihilfen erhalten hat. 

(2) Das Ansuchen kann frühestens zehn Jahre nach Kreditzusicherung und 
nur in den Fällen gestellt werden, wenn der Kredit zur Gänze zugezählt wurde und 
die Restlaufzeit mindestens fünf Jahre beträgt. 

(3) Das Ansuchen ist beim Amt der Kärntner Landesregierung einzureichen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

10. In § 46 Abs. 1 Z 2 2. Satz wird nach dem Wort  die Wortfolge 
 eingefügt. 
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(4) Liegen alle Voraussetzungen für eine aufrechte Erledigung vor, ist dem 
Darlehensschuldner die Rückzahlung der Darlehensschuld durch einmalige 
gänzliche Tilgung vorzuschreiben. Die bis zu diesem Zeitpunkt fällig werdenden 
Annuitäten sind weiterhin entsprechend dem Kreditvertrag zu leisten und auf den 
einmaligen Tilgungsbetrag anzurechnen. Erst durch die gänzliche Rückzahlung 
des vorgeschriebenen Tilgungsbetrages wird die Begünstigung wirksam. 

(5) Der Nachlass gemäß Abs. 1 geht verloren, wenn die vorgeschriebene 
Zahlungsfrist nicht eingehalten wird. Wurden Teile des Tilgungsbetrages bereits 
bezahlt, sind diese Beträge auf die Darlehensrestschuld anzurechnen. Eine 
Rückerstattung ist nicht zulässig. 

(6) Die Landesregierung darf durch Verordnung nach Anhörung des 
Wohnbauförderungsbeirates zeitlich befristete Begünstigungen für eine vorzeitige 
Rückzahlung von Krediten, die aufgrund dieses Landesgesetzes juristischen 
Personen gewährt wurden, vorsehen, wenn dies zur Erreichung 
wohnbauförderungspolitischer Zielsetzungen zweckmäßig ist. Der Nachlass darf 
höchstens 25% der Darlehensrestschuld betragen und darf nur gewährt werden, 
wenn 
 1. kein Grund für eine Kündigung des Kredits vorliegt, und 
 2. die begünstigte Rückzahlung von den juristischen Personen zur Gänze 

mietpreisreduzierend berücksichtigt wird und entsprechende Nachweise 
der Landesregierung vorgelegt werden. 

Die weiteren Voraussetzungen sind in der Verordnung der Landesregierung 
festzulegen. 
 

§ 49 
Umsetzungshinweis 

Dieses Gesetz dient der Umsetzung folgender Richtlinien: 
 1. Richtlinie 2004/38/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

29. April 2004 über das Recht der Unionsbürger und ihrer 
Familienangehörigen, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei zu 
bewegen und aufzuhalten, ABl. Nr. L 158 vom 30. April 2004; 

 2. Richtlinie 2003/109/EG des Rates vom 25. November 2003 betreffend 
die Rechtsstellung der langfristig aufenthaltsberechtigten 
Drittstaatsangehörigen, ABl. Nr. L 16 vom 23.1.2004; 
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 3. Richtlinie 2011/95/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
13. Dezember 2011 über Normen für die Anerkennung von 
Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen als Personen mit Anspruch auf 
internationalen Schutz, für einen einheitlichen Status für Flüchtlinge oder 
für Personen mit Anrecht auf subsidiären Schutz und für den Inhalt des 
zu gewährenden Schutzes (Neufassung), ABl. Nr. L 337 vom 
20. Dezember 2011; 

 4. Richtlinie 2009/28/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
23. April 2009 zur Förderung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren 
Quellen und zur Änderung und anschließenden Aufhebung der 
Richtlinien 2001/77/EG und 2003/30/EG, ABl. Nr. L 140 vom 5. Juni 
2009; 

 5. Richtlinie 2010/31/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
19. Mai 2010 über die Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden, ABl. 
Nr. L 153 vom 18. Juni 2010; 

 6. Richtlinie 2012/27/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
25. Oktober 2012 zur Energieeffizienz, zur Änderung der Richtlinien 
2009/125/EG und 2010/30/EU und zur Aufhebung der Richtlinien 
2004/8/EG und 2006/32/EG, ABl. Nr. L 315 vom 14. November 2012. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

11. § 49 Z 5 lautet: 
 5. Richtlinie (EU) 2024/1275 über die Gesamtenergieeffizienz von 

Gebäuden, ABl. Nr. L 68 vom 8.5.2024; 
 

 


